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Zum 1. April 2017 haben wir das PHC-Team um 
zwei weitere Mitarbeiter verstärkt: 

Herr Mehmet Özkan Altay und Frau Marina Burre.

Eine persönliche Vorstellung unserer Neuzugänge 
fi nden Sie nachfolgend.

Da wir im Oktober 2017 zwei Feiertage haben und 
zwar am Dienstag, den 03.10. und einmalig dieses 
Jahr am Dienstag, den 31.10. wird unser Büro jeweils 
den Montag davor geschlossen bleiben.

Nachrichten aus der Kanzlei

Liebe Leserinnen und Leser, 

der Sommer lässt auf sich warten. Nach den ersten 
heißen Tagen im Mai, an denen wir die Sonne ge-
nießen konnten, hält uns der Dauerregen nun von 
Aktivitäten an der frischen Luft ab und gibt uns 
Zeit, uns den steuerlichen Th emen zu widmen.

Nachdem der Tag der off enen Tür in den letzten 
Jahren – mit den Ausfl ügen in den Zoo und dem 
Empfang durch Erzherzogin Sophie in den Her-
renhäuser Gärten - eher kulturell geprägt war, wol-
len wir Sie in diesem Jahr sportlich herausfordern, 
ob des Wetters haben wir uns für Bowling ent-
schieden. Die Einladungen sollten Ihnen bereits 
per Post zugegangen sein.

Sabine Feilbach
Hannover, im Juli 2017

Was ich werden wollte: 
Fußballer
Was ich geworden bin:  
Steuerfachangestellter
Mein größter Wunsch: 
Gesundheit und ein glückliches 
Leben
Mein Lieblingsmotto: 
Man lernt nie aus
Meine persönlichen Stärken: 
sorgfältig, verantwortungsbewusst

Was ich werden wollte: 
Kriminalkommissarin
Was ich geworden bin:  
Steuerfachangestellte
Mein größter Wunsch: 
Die ganze Welt bereisen
Mein Lieblingsmotto: 
Du bist, was Du erlebst
Meine persönlichen Stärken: 
zielstrebig, zuverlässig

Mehmet Özkan 
Altay

Marina Burre

Wichtige rückwirkende 
Änderungen ab 01.01.2017

Umsatzsteuerliche Kleinbetragsgrenze
Die umsatzsteuerliche Kleinbetragsgrenze 
gem. § 33 Satz 1 UStDV wurde von 150,00 
EUR auf 250,00 EUR angehoben.

Anhebung der Wertgrenze bei kurzfri-
stigen Beschäftigungsverhältnissen

Mit der Gesetzesänderung wurde die durch-
schnittliche Tageslohngrenze in Anlehnung 
an den erhöhten Minstestlohn i.H.v. 68,00 
EUR (8 Stunden x 8,50 EUR) auf 72,00 
EUR (8 Stunden X 8,84 EUR bzw. 9,00 
EUR) angehoben.
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„Sonstige Leistungen sind Leistungen, die keine 
Lieferungen sind.“ Der Gesetzgeber definiert den 
Begriff der sonstigen Leistung über die Negativ-
abgrenzung zur Lieferung. 

Lieferungen sind in der Regel, Übertragungsvor-
gänge von materiellen Gütern/Waren. Also Din-
gen, die anfassbar sind. Sonstige Leistungen lie-
gen beispielsweise vor, bei der Einräumung von 
Rechten, Dienstleistungen etc. Während die 
grenzüberschreitenden Lieferungen schon sehr 
lange umsatzsteuerlich geregelt sind, hat sich das 
Besteuerungsverfahren für sonstige Leistungen 
mit „Grenz“ überschreitung in den letzten Jahren 
konkretisiert und unterliegt Anpassungsprozes-
sen. Im Folgenden geht es im Speziellen um die 
auf elektronischem Weg erbrachten sonstigen 
Leistungen. Diese umfassen die Bereitstellung di-
gitaler Produkte (Software, Updates), die Bereit-
stellung von Websites, Bildern, Datenbanken, 
Musik, Filmen über elektronische Netze sowie 
andere automatisierte Computerdienstleistungen, 
wie bspw. Online-Versteigerungen. Die Aufzäh-
lung ist beispielhaft.

Die abstrakte Frage lautet: Welcher Staat hat das 
Besteuerungsrecht?

Fall: Leistungserbringung vom Inland in das  
EU-Ausland

Der Leistende hat seinen Sitz oder als EU-Unter-
nehmer eine umsatzsteuerliche Betriebsstätte in 
Deutschland und stellt Software zur zeitlich be-
grenzten Nutzung über das Internet („auf elektro-
nischem Weg erbrachte sonstige Leistungen“) be-
reit. Leistungsbezieher sind a) Privatpersonen         
im EU-Ausland und b) Unternehmer im EU-
Ausland, die ihre Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer verwenden. 

Zu a) In diesem Fall liegt der Ort der sonstigen 
Leistung seit dem 1.1.2015 dort, wo die Privat-
personen ihren Sitz haben, möglicherweise also in 
einen der gegenwärtig 28 Staaten der EU.Verant-
wortlich für die Besteuerung ist der Unternehmer, 
der sich nun mehr für Zwecke der Umsatzbesteu-
erung in allen relevanten Staaten der EU registrie-
ren muss. Alternativ kann er das besondere Be-
steuerungsverfahren MOSS wählen.

Zu b) In diesem Fall liegt der Ort der sonstigen 
Leistung (business to business-Geschäft) eben-
falls dort wo der Leistungsempfänger sein Unter-
nehmen betreibt. Der Unterschied zur Privatper-
son (s. a)) liegt darin, dass dem unternehmerischen 
Leistungsempfänger die steuerlichen Verpflich-
tungen des Leistungserbringers auferlegt werden. 
Das geschieht im Rahmen des sog. Reverse-char-
ge-Verfahrens. Der inländische Unternehmer 
braucht sich in diesem Fall nicht in dem jeweili-
gen EU-Staat zu registrieren. Für ihn besteht die 
Verpflichtung eine Rechnung mit der Angabe 
„Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers“
ohne Umsatzsteuerausweis auszustellen.

Besteuerungsverfahren für auf 
elektronischem Weg erbrachte 
Leistungen innerhalb der EU an 
Privatpersonen

Bis zum 31.12.2014 konnte der Unternehmer bei 
Erbringung seiner sonstigen auf elektronischem 
Weg an Privatpersonen erbrachten Leistungen in 
seinem Staat eine Steuererklärung abgeben. Dies 
entsprach jedoch nicht dem der Umsatzsteuer zu-
grunde liegenden Grundsatz der Besteuerung des 
privaten Letztverbrauchs im Bestimmungsland. 
Somit wurde die Ortsbestimmung zum 1.1.2015 
für diese Leistungen neu geregelt. Der Unterneh-

Besteuerungsverfahren bei bestimmten sonsti-
gen Leistungen zwischen EU/Drittland und In-
land (MOSS, VAT on eServices)
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mer hat nunmehr die Wahl, sich in jedem EU-
Land, in dem er die genannten Leistungen er-
bracht hat und dort die Besteuerung zu registrie-
ren oder das sog. MOSS-Verfahren anzuwenden. 
MOSS ist die Abkürzung für Mini-One-Stop-
Shop.

Die seit dem 1.1.2015 in Kraft getretene Sonder-
regelung des Mini-One-Stop-Shop ermöglicht es, 
den in Deutschland ansässigen Unternehmern, 
ihre in den übrigen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (EU) ausgeführten Umsätze, die un-
ter die Sonderregelung fallen, in einer besonderen 
Steuererklärung zu erklären. Diese Steuererklä-
rung zentral über das Bundeszentralamt für Steu-
ern (BZSt) auf elektronischem Weg zu übermit-
teln und die sich ergebende Steuer insgesamt zu 
entrichten. Diese Regelung gilt allerdings nur für 
die Umsätze in anderen Mitgliedstaaten der EU, 
in denen der Unternehmer keine umsatzsteuerli-
che Betriebsstätte hat.

Die Registrierung zu oder Abmeldung von die-
sem besonderen Verfahren erfolgt jeweils mit 
Wirkung zum Beginn des folgenden Kalender-
vierteljahres.

Die im Rahmen des MOSS-Verfahrens abzuge-
bende Steuererklärung muss insbesondere die An-
gaben zu den Umsätzen getrennt für jeden EU-
Mitgliedstaat, in dem die unter die Sonderrege-

lung fallenden Leistungen an Nichtunternehmer 
erbracht wurden, enthalten. Sie sind nach an-
wendbaren Steuersätzen aufzuschlüsseln. Ent-
sprechende Aufzeichnungen sind zu führen.

Wie wird auf europäischer Ebene sicher 
gestellt, dass derartige Leistungen von 
Unternehmern aus dem Drittland der 
Besteuerung unterliegen?

Ein vergleichbares Verfahren gibt es bereits für im 
Drittland (bspw. USA) ansässige Unternehmer, 
die diese Art sonstiger Leistungen an Privatperso-
nen mit Wohnsitz in der EU erbringen. Dieses 
Verfahren nennt sich „VAT on eServices“ und ent-
spricht im Wesentlichen dem Inhalt des MOSS-
Verfahrens.

Der Gesetzgeber sorgt mit den besonderen Be-
steuerungsverfahren MOSS und Vat on eServices 
für eine Erleichterung für Unternehmer in der 
Form, dass die Registrierung in einem Staat der 
EU ausreicht, um die steuerlichen Verpflichtun-
gen zu erfüllen und realisiert seit 2015 für die be-
schriebenen Leistungen das Prinzip der Besteue-
rung des Letztverbrauchs durch Privatpersonen in 
deren Staat.

Haben Sie dazu Fragen, sprechen Sie uns an!

Die Umsatzsteueridentifikationsnummer, kurz 
USt-ID oder VAT-ID, dient dazu, sich im Ge-
schäftsverkehr mit dem Ausland als Unternehmer 
zu erkennen zu geben.

Ein Kleinunternehmer im Sinne des § 19 UStG 
ist nicht zum gesonderten Steuerausweis berech-
tigt. Das ist allgemein bekannt und ist bei Leis-
tungsbeziehungen, die sich auf das Inland bezie-
hen, regelmäßig unproblematisch. Konsequenz 

Relevanz der Umsatzsteuer-ID-Nr. : „Falle“ für 
Kleinunternehmer

daraus ist, dass der Leistungsempfänger keinen 
Vorsteuerabzug in Anspruch nehmen kann.

Was aber, wenn, der Kleinunternehmer Geschäfts-
beziehungen zu ausländischen Unternehmern un-
terhält? Eine Bestellung über einen Webshop im 
Internet, der Download von Software etc., schnell 
ist eine grenzüberschreitende Lieferung oder 
sonstige Leistung in Anspruch genommen. Die 
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Regelungen für Kleinunternehmer sind aber auf 
das Inland beschränkt.

Beispiel:  Der Kleinunternehmer A mit Sitz in 
Deutschland bestellt bestellt Waren für sein Un-
ternehmen bei einem französischen Webshop. Die 
Ware wird geliefert. A erhält eine Rechnung.

Variante a) A verwendet seine ihm erteilte USt-
ID-Nr.

Durch die Verwendung seiner USt-ID-Nr. bringt 
A zum Ausdruck, dass er die Ware für sein Unter-
nehmen bezieht. Daraus folgt, dass der Lieferer 
regelmäßig eine steuerbefreite innergemeinschaft-
liche Lieferung erbringt. Der private Letztver-
brauch erfolgt nicht in Frankreich, sondern in 
Deutschland. Die Rechnung wird netto ohne 
französische Umsatzsteuer erteilt. Der Kleinun-
ternehmer hat nun die Verpflichtung einen inner-
gemeinschaftlichen Erwerb in Deutschland zu 
besteuern. Dazu meldet er im Rahmen seiner 
Umsatzsteuererklärung den Rechnungsbetrag, be-
rechnet darauf die nach deutschem Recht entste-
hende Steuer. Als Kleinunternehmer steht ihm 
kein Vorsteuerabzug zu, sodass sich für ihn eine 
Zahllast gegenüber dem Finanzamt ergibt.

Variante b) A verwendet keine USt-ID-Nr., da er 
keine beantragt hat.

Damit geht der Lieferer davon aus, dass er an eine 
Privatperson liefert. In der Rechnung wird franzö-
sische Umsatzsteuer ausgewiesen. Ist die Ware 
aber tatsächlich für das Unternehmen gedacht,        
dann unterliegt auch diese Lieferung der Er-
werbsbesteuerung, wie unter Variante a) darge-
stellt. Als Bemessungsgrundlage für die Steuer, ist 
in diesem Fall jedoch der ausgewiesene Bruttobe-
trag zu Grunde zu legen. Im Ergebnis trägt der 

Kleinunternehmer damit die französische Steuer 
und die deutsche Umsatzsteuer auf den innerge-
meinschaftlichen Erwerb ohne Recht auf Vor-
steuerabzug

So oder so gesehen ergeben sich aus vermeintlich 
unkritischen Sachverhalten („ich bin Kleinunter-
nehmer, mit Umsatzsteuer hab ich nichts am 
Hut“) steuerliche Risiken, die den Tatbestand der 
Steuerhinterziehung erfüllen können.

Unsere Empfehlung
Verwenden Sie, bei der Bestellung von Waren 
oder sonstigen Leistungen die Sie für Ihr Unter-
nehmen beziehen, stets Ihre USt-ID-Nr.

Die USt-ID-Nr. wird auf schriftlichen Antrag 
beim Bundeszentralamt für Steuern Unterneh-
mern erteilt. Falls Sie noch keine USt-ID-Nr. ha-
ben, sprechen Sie uns an. Wir kümmern uns  
darum.

Soweit Sie eine Lieferung oder eine sonstige Leis-
tung aus dem Ausland beziehen, teilen Sie uns 
dies mit, damit wir diese im Rahmen der Umsatz-
steuer-Jahreserklärung berücksichtigen.

Zu guter letzt
Vor kurzem sprach mich ein Mandant an, dass er 
den Hinweis bekommen habe, dass die USt-ID-
Nr. auf seiner Internetseite angegeben werden 
muss. Die Antwort lautete: „§ 5 Abs. 1 Nr. 6 Tele-
mediengesetz fordert die Angabe dieser Nummer, 
wenn Sie eine solche besitzen.“ Wird Ihnen eine 
UST-ID-Nr. erteilt, lautet die Antwort: „Sie müs-
sen diese auf Ihrer Internetseite (Impressum) an-
geben.“

Haben Sie dazu Fragen, sprechen Sie uns an!
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dungsfreigrenzen gelten ohne Übergangsregelung 
und müssen automatisch sowohl von Arbeitge-
bern bei Lohnpfändungen und Lohnabtretungen, 
als auch von Kreditinstituten bei einem Pfän-
dungsschutzkonto, beachtet und umgehend ein-
geräumt werden. Per Gericht oder Vollstreckungs-
stelle öffentlicher Gläubiger festgesetzte individu-
elle Freibeträge muss der Schuldner selber ändern 
lassen.

Die neue Pfändungstabelle erfasst alle Arbeitsein-
kommen und pfändbaren Sozialleistungen, die 
nach dem 1. Juli 2017 zur Auszahlung gelangen. 
Durch die Erhöhung kann etwa ein alleinstehen-
der Schuldner ohne Unterhaltspflicht bei einem 
monatlichen Nettoeinkommen von 1.300 Euro 
jetzt 1.183,66 Euro von seinem Lohn behalten. Ist 
er für eine Person unterhaltspflichtig, kann nichts 
gepfändet werden.

Haben Sie Fragen dazu, sprechen Sie uns an!

Ihre Dagmar Schneegans-Lohnbuchhalterin

Ab dem 1. Juli 2017 können Schuldner mit regel-
mäßigem Einkommen ein Plus in ihrer Haus-
haltskasse verbuchen: Die Pfändungsfreigrenzen 
werden um gut 5,5 Prozent erhöht.

In Kürze:

�� Arbeitgeber sind zur automatischen Beach-
tung der neuen Pfändungsfreibeträge ver-
pflichtet.

�� Betroffene Schuldner sollten sich vorsorglich 
trotzdem vergewissern, ob die neuen Pfän-
dungsgrenzen bekannt sind.

�� Bei Gerichtsbeschluss oder Bescheid wirken 
die Pfändungsfreigrenzen nicht automatisch.

Bei einer Pfändung von Einkommen auf der un-
tersten Stufe liegt der Freibetrag ab dem 1. Juli bei 
1.139,99 Euro, beim Pfändungsschutzkonto sind 
künftig 1.133,80 Euro geschützt. Die neuen Pfän-

In Deutschland verpflichtet die Vorratsdatenspei-
cherung die Telekommunikationsunternehmen 
seit 2015, die Telefon- und Internetverbindungs-
daten bis zu zehn Wochen zu speichern. Ermittler 
sollen darauf bei der Bekämpfung von Terror und 
schweren Verbrechen zugreifen können.

Ab dem 1. Juli 2017 müssen diese Anforderungen 
eigentlich umgesetzt sein. Allerdings hat das 
Oberverwaltungsgericht Münster jüngst entschie-
den, dass die deutsche Regelung zur Vorratsdaten-
speicherung mit EU-Recht nicht vereinbar ist. 
Das klagende Telekommunikationsunternehmen 
könne deshalb nicht verpflichtet werden, ab dem 
1. Juli die Telefon- und Internetverbindungsdaten 
aller Bürger zehn Wochen lang zu speichern (Az. 
13 B 238/17). Welche Auswirkungen das Urteil 

für die anderen Telekommunikationsunterneh-
men hat, ist noch nicht klar. Mit Spannung wird 
deshalb erwartet, wie die Bundesnetzagentur auf 
das OVG-Urteil und eine ebenfalls anhängende 
Telekom-Klage reagiert.

Das Internetportal Juve hält es für möglich, dass 
die Agentur die Speicherpflicht für alle betroffe-
nen Markteilnehmer bis zur Klärung aller juristi-
schen Fragen aussetzt oder die Bußgelder nicht 
verhängt, die sie ab dem 1. Juli 2017 verhängen 
dürfte.

Haben Sie Fragen dazu, sprechen Sie uns an!

Ihre Dagmar Schneegans-Lohnbuchhalterin

Vorratsdatenspeicherung

Höhere Pfändungsfreigrenzen 
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Krankenkassenbeiträge
Aktuelles

Mit Urteil vom 28. April 2015 (3 K 1387/14) hat 
das Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) als bun-
desweit erstes Finanzgericht entschieden, dass der 
für Krankenversicherungsbeiträge vorzunehmen-
de Sonderausgabenabzug nicht um Zahlungen zu 
kürzen ist, die von der Krankenkasse im Rahmen 
eines „Bonusprogramms“ geleistet werden. Wegen 
grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache wur-
de die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Der Bundesfinanzhof bestätigte das Urteil am 
01.06.2016 (X R 17/15).

Leitsätze:

Erstattet eine gesetzliche Krankenkasse dem 
Steuerpflichtigen im Rahmen eines Bonuspro-
gramms gemäß § 65a SGB V von ihm getragene 
Kosten für Gesundheitsmaßnahmen, liegt hier in 
eine Leistung der Krankenkasse vor, die nicht mit 
den als Sonderausgaben abziehbaren Krankenver-
sicherungsbeiträgen des Steuerpflichtigen zu ver-
rechnen ist (gegen BMF-Schreiben vom 19. Au-
gust 2013, BStBl I 2013, 1087, Rz 72).

Auszug aus der Pressemitteilung des 
Bundesfinanzhofs vom 14.09.2016:

Im Urteilsfall hatten die Kläger Krankenversiche-
rungsbeiträge als Sonderausgaben gemäß § 10 
Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a des Einkommensteu-
ergesetzes geltend gemacht. Ihre Krankenkasse 
bot zur Förderung gesundheitsbewussten Verhal-
tens ein Bonusprogramm an. In der streitgegen-
ständlichen Bonusvariante gewährte sie den Ver-
sicherten, die bestimmte kostenfreie Vorsorge-
maßnahmen in Anspruch genommen hatten, ei-
nen Zuschuss von jährlich bis zu 150 € für 
Gesundheitsmaßnahmen, die von den Versicher-

ten privat finanziert worden waren. Das Finanz-
amt (FA) sah in diesem Zuschuss eine Erstattung 
von Krankenversicherungsbeiträgen und verrech-
nete ihn mit den in diesem Jahr gezahlten Beiträ-
gen. Dementsprechend ging das FA davon aus, 
dass auch die abziehbaren Sonderausgaben ent-
sprechend zu mindern seien.

Das Finanzgericht gab der Klage statt, da es sich 
nicht um die Erstattung von Beiträgen handele. 
Der BFH bestätigte das Urteil. Die streitgegen-
ständliche Bonuszahlung führe nicht dazu, dass 
sich an der Beitragslast der Versicherten zur Er-
langung des Basiskrankenversicherungsschutzes 
etwas ändere. Die Zahlung habe ihren eigentli-
chen Rechtsgrund in einer Leistung der Kranken-
kasse, nämlich der Erstattung der von den Versi-
cherten getragenen gesundheitsbezogenen Auf-
wendungen. Die Bonuszahlung stehe nicht im 
unmittelbaren Zusammenhang mit den Beiträgen 
zur Erlangung des Basiskrankenversicherungs-
schutzes, sondern stelle eine Erstattung der vom 
Steuerpflichtigen getragenen gesundheitsbezoge-
nen Aufwendungen dar. Dem steht aus Sicht des 
BFH auch nicht entgegen, dass die Krankenkasse 
die Bonuszahlung als erstatteten Beitrag angese-
hen und elektronisch im Wege des Kontrollmel-
deverfahrens übermittelt hatte. Dem kommt nach 
der Entscheidung des BFH keine Bindungswir-
kung zu.

Mit diesem Urteil, das sich lediglich auf die Bo-
nusvariante in Form einer Kostenerstattung be-
zieht, widerspricht der BFH ausdrücklich der 
Auffassung der Finanzverwaltung (vgl. Schreiben 
des Bundesministeriums der Finanzen vom 19. 
August 2013, BStBl I 2013, 1087), die in allen 
Krankenkassenleistungen aufgrund eines Bonus-
programms eine Beitragserstattung gesehen hat.

Haben Sie dazu Fragen, sprechen Sie uns an!

Ihre Dagmar Schneegans-Lohnbuchhalterin
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Equal-Pay-Grundsatz greift früher

Equal-Pay bedeutet, dass Leiharbeitnehmer An-
spruch auf das gleiche Arbeitsentgelt haben wie 
vergleichbare Stammarbeitskräfte im Entleiher-
betrieb. Arbeitsentgelt meint hier jede Vergütung, 
die aus Anlass eines Arbeitsverhältnisses bzw. auf-
grund gesetzlicher Entgeltfortzahlungstatbestän-
de gezahlt wird. Umfasst hiervon sind demnach 
auch Urlaubsentgelt, Sonderzulagen und sonstige 
Zuschläge. Unternehmen sollten im Arbeitneh-
merüberlassungsvertrag entsprechende Aus-
kunftspflichten regeln. Durch Anwendung be-
stimmter Tarifverträge oder deren Inbezugnahme 
kann zukünftig nur noch innerhalb der ersten 
neun Monate des Einsatzes von diesem Grund-
satz abgewichen werden, vgl. § 8 Abs. 4 AÜG n.F. 
Eine längere Abweichung ist nur dann statthaft, 
wenn spätestens nach 15 Monaten mindestens ein 
Arbeitsentgelt erreicht wird, das ein vergleichbarer 
Stammmitarbeiter im Unternehmen erhält, und 
nach einer Einarbeitungszeit von längstens sechs 
Wochen eine stufenweise Heranführung an dieses 
erfolgt.

 
Verbot des Kettenverleihs

Der sog. Kettenverleih wird verboten, d.h. Leihar-
beitnehmer dürfen nur noch von ihrem Vertrags-
arbeitgeber verliehen werden. Das Verleihen eines 
Leiharbeitnehmers für einen Dritten scheidet da-
her zukünftig aus.

 
Vorratserlaubnis bietet aufgrund neuer 
Kennzeichnu n g s p fli c h t e n k e i n e n 
Schutz mehr

Entsprechend § 1 Abs. 1 S. 5 AÜG n.F. ist eine 
Arbeitnehmerüberlassung zukünftig ausdrücklich 
im Vertrag zwischen Verleiher und Entleiher als 
solche zu bezeichnen (sog. Offenlegungspflicht) 
und die Person des Leiharbeitnehmers zu konkre-
tisieren (sog. Konkretisierungspflicht). Auch der 
Leiharbeitnehmer selbst ist vor jeder Überlassung 
darüber in Kenntnis zu setzen, dass er als solcher 

Mit dem „Gesetz zur Änderung des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes und anderer Gesetze“ 
kommen auf die Wirtschaft neue gesetzliche Vor-
gaben zu. Das Gesetz ist am 01. April 2017 in 
Kraft getreten und hat erhebliche Auswirkungen 
auf die Unternehmen.

Betroffen von den neuen gesetzlichen Regeln sind 
neben Unternehmen, die Fremdpersonal entweder 
in Form von Zeitarbeit oder auf der Grundlage 
vermeintlicher Werk- und Dienstverträge be-
schäftigen, auch die Unternehmen, die diese Ar-
beitnehmer gerade zum Zwecke des Fremdperso-
naleinsatzes entleihen.

Das Gesetz beinhaltet insbesondere 
folgende Neuerungen: 
Überlassungshöchstdauer von 
18 Monaten

Entsprechend des § 1 Abs. 1 lit. b AÜG n.F. darf 
der Verleiher denselben Leiharbeitnehmer grund-
sätzlich nicht länger als 18 aufeinanderfolgende 
Monate demselben Entleiher überlassen; der Ent-
leiher darf denselben Arbeitnehmer grundsätzlich 
nicht länger als 18 aufeinanderfolgende Monate 
tätig werden lassen. Eine abweichende Regelung 
kann in den Tarifverträgen der jeweiligen Einsatz-
branche bis zu einer maximalen Überlassungsdau-
er von 24 Monaten vereinbart werden.

Die Überlassungsdauer ist wie bisher personenbe-
zogen und nicht arbeitsplatzbezogen zu betrach-
ten. Überlassungszeiten vor dem 01. April 2017 
finden bei der Berechnung keine Berücksichti-
gung. Ein Wechsel des Verleihers und kurzfristige 
Unterbrechungen haben keinen Einfluss auf die 
Berechnung der Über lassungshöchstdauer. 
Ein Leiharbeitnehmer, der bereits 18 Monate 
beim Entleiher eingesetzt war, kann erst nach ei-
ner dreimonatigen Unterbrechung wieder bei 
demselben Entleiher eingesetzt werden.

Neuerungen in der Arbeitnehmerüberlassung 
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Aufgrund von § 14 Abs. 2 Satz 4 AÜG n.F. zählen 
Leiharbeitnehmer im Entleiherbetrieb im Hin-
blick auf betriebsverfassungsrechtliche Schwellen-
werte als Arbeitnehmer, wenn ihre Einsatzdauer 
im Betrieb sechs Monate überschreitet. Im Ein-
satzbetrieb dürfen Leiharbeitnehmer nicht als sog. 
„Streikbrecher“, also als Ersatzarbeitnehmer für 
den Streikenden während eines rechtmäßigen 
Streiks, eingesetzt werden.

Folgen
Im Falle eines Verstoßes drohen schwerwiegende 
Konsequenzen. 

Die Reform des AÜG sieht neben den benannten 
inhaltlichen Änderungen auch verschärfte Buß-
geldvorschriften (Geldbuße bis zu 30.000 €) sowie 
weitere Sanktionen bis hin zum Entzug der Ar-
beitnehmerüberlassungserlaubnis vor. Nennens-
wert ist, dass künftig die Überschreitung der 
Überlassungshöchstdauer sowie Verstöße gegen 
die Offenlegungs- und Konkretisierungspflichten 
nicht nur bußgeldbewehrt sind, sondern auch zu 
einem Übergang des Arbeitsverhältnisses des 
Leiharbeitnehmers auf den Entleiher führen, vgl. 
§ 10 Abs. 1 AÜG n.F.. Der Arbeitnehmer kann 
allerdings innerhalb einer Frist eines Monats er-
klären, dass er am Arbeitsvertrag mit dem Verlei-
her festhalten möchte. Die rechtlichen Vorausset-
zungen der sogenannten „Festhaltenserklärung“ 
sind in § 9 AÜG n.F. normiert.

tätig wird. Demnach bietet auch die bisherige Pra-
xis der Vorratserlaubnis keinen Schutz mehr. In 
der Vergangenheit versuchten sich viele Unter-
nehmen durch das Vorhalten einer sog. Vorratser-
laubnis für den Fall abzusichern, dass sich ein ver-
meintlicher Dienst- oder Werkvertrag in der Pra-
xis faktisch als Arbeitnehmerüberlassung heraus-
stellt. Auf diese Weise wurde bislang die 
Begründung eines Arbeitsverhältnisses zwischen 
Entleiher und Leiharbeitnehmer verhindert. Dies 
ist aufgrund o.g. Pflichten nicht mehr möglich.

 
Einführung einer Arbeitnehmer - 
definition in §611a BGB n.F. ab 01. 
April 2017

Die Einführung einer Definition des Arbeitneh-
merbegriffs mittels der von der Rechtsprechung 
entwickelten Kriterien in dem neuen § 611 a BGB 
soll fortan mehr Rechtssicherheit bei der Abgren-
zung zwischen einem Arbeitsverhältnis und ande-
ren Vertragsverhältnissen, wie bspw. Dienst- und 
Werkverträgen schaffen.

 
Kollektives  Arbeitsrecht

Die Beteiligungsrechte des Betriebsrats wurden 
erweitert. Der Betriebsrat des Entleihers ist über 
den Einsatz von Leiharbeitnehmern rechtzeitig 
zu informieren. Leiharbeits- und Werkverträge 
sind dem Betriebsrat vorzulegen. Der Arbeitgeber 
ist zur Beratung über Art und Umfang eines 
Fremdpersonaleinsatzes verpflichtet, vgl. § 92 Be-
trVG-E.
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Erbschaftsteuerliche Anzeige-
pflicht für Auslandskonten

Eine inländische Bank unter-
hielt in Deutschland eine Viel-
zahl von Zweigstellen sowie 
eine rechtlich unselbständige 
Zweigstelle in Österreich. Sie 
erstattete beim Tod eines Bank-
kunden keine nach dem Erb-
schaftsteuergesetz vorgeschrie-
bene Anzeige an das zuständige 
Finanzamt über dessen bei der 
österreichischen Zweigstelle in 
Gewahrsam befindlichen Ver-
mögensgegenstände und Gutha-
ben. In 2008 erging deshalb eine 
entsprechende Aufforderung des 
Finanzamtes an die Bank. So-
wohl Einspruch als auch Klage 
blieben ohne Erfolg.

Der BFH setzte das Revisions-
verfahren aus und legte dem 
EuGH die Frage vor, ob die Nie-
derlassungsfreiheit der nach na-
tionalem Recht geltenden An-
zeigepflicht entgegensteht, wenn 
in dem anderen Mitgliedstaat 
keine Anzeigepflicht besteht 
und Kreditinstitute dort einem 
strafbewehrten Bankgeheimnis 
unterliegen. Der EuGH hat die 
Vorlagefrage verneint, so dass 
der BFH nunmehr die Revision 
zurückwies.

Der Anzeigepflicht unterlie-
gen inländische Kreditinstitu-
te. In die Anzeigen seien nach 
der BFH-Rechtsprechung auch 
Vermögensgegenstände einzu-
beziehen, die von einer (recht-
lich unselbständigen) Zweignie-
derlassung im Ausland verwahrt 
oder verwaltet werden. Dies 
würde der möglichst vollstän-
digen Erfassung aller Erwerbe 
von Todes wegen dienen. Diese 

Verpflichtung sei mit dem Uni-
onsrecht vereinbar, und zwar 
auch dann, wenn sie eine in ei-
nem anderen EU-Mitgliedstaat 
liegende Zweigstelle eines inlän-
dischen Kreditinstituts umfasse. 
Dem steht nicht entgegen, dass 
das österreichische Recht eine 
entsprechende Anzeigepflicht 
nicht kennt. Denn die Nieder-
lassungsfreiheit könne nicht da-
hin verstanden werden, dass ein 
Mitgliedstaat verpflichtet sei, 
seine Steuervorschriften auf die 
Vorschriften eines anderen Mit-
gliedstaats abzustimmen. Die 
Beachtung des Bankgeheimnis-
ses könne nicht dem Erfordernis 
vorgehen, die steuerlichen Kon-
trollen sicherzustellen. Auch das 
Recht auf Freizügigkeit sei nicht 
berührt.

Hinweis:
Der BFH sah auch keinen Ver-
stoß gegen das Rechtsstaatprin-
zip, da das BMF bereits im Jahr 
2000 mit einem Schreiben auf 
die bestehende Anzeigepflicht 
für rechtlich unselbständige aus-
ländische Niederlassungen hin-
gewiesen habe und dies somit 
für die Bank nicht überraschend 
war. Ebenso verneinte der BFH 
eine Verletzung des völkerrecht-
lichen Territorialprinzips durch 
die Einbeziehung ausländischer 
Zweigstellen, da das inländische 
Kreditinstitut und nicht die aus-
ländische Zweigstelle zur Ab-
gabe der Anzeige aufgefordert 
werde.

Quelle: BFH-Urteil vom 16. Novem-
ber 2016, II R 29/13, NWB Dok-ID: 
UAAAG-36150

Abziehbarkeit von privaten 
Krankenversicherungsbeiträgen

Beiträge zur Basisabsicherung 
in einer gesetzlichen oder pri-
vaten Krankenversicherung 
können in voller Höhe von der 
Einkommensteuer abgesetzt 
werden. Für die übrigen (be-
schränkt) abzugsfähigen Son-
derausgaben greift ein Höchst-
betrag von 2.800 € bzw. 1.900 € 
bei Steuerpflichtigen, die ganz 
oder teilweise ohne eigene Auf-
wendungen einen Anspruch auf 
vollständige oder teilweise Er-
stattung oder Übernahme von  
Krankheitskosten haben oder 
für deren Krankenversicherung 
steuerfreie Zuschüsse gezahlt 
werden. Dieser Höchstbetrag 
wird regelmäßig schon von den 
Beiträgen zur Basiskrankenver-
sicherung überschritten, so dass 
sich die übrigen Sonderausga-
ben, wie z.B. Beiträge zu einer 
Unfallversicherung, meist nicht 
auswirken. Nach Auffassung der 
Finanzverwaltung sind bei Steu-
erpflichtigen, die in der gesetz-
lichen Krankenversicherung ver-
sichert sind, Beiträge, die an eine 
zusätzliche private Krankenver-
sicherung gezahlt werden, nur 
diesen beschränkt abzugsfähigen 
Sonderausgaben zuzurechnen, 
auch wenn diese für einen (zu-
sätzlichen privaten) Basisschutz 
gezahlt werden. Diese Verwal-
tungsauffassung war Streitge-
genstand vor dem Finanzge-
richt Berlin-Brandenburg. Die 
zusammenveranlagten Eheleute 
waren in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung pflichtversi-
cherte Rentner. Beide Ehepart-
ner wandten zudem Beiträge 
zur Basiskrankenabsicherung 
bei einer privaten Krankenver-
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sicherung auf (PKV-Beiträge). 
In ihrer Einkommensteuererklä-
rung für 2013 machten sie diese 
PKV- Beiträge neben den Bei-
trägen zur gesetzlichen Kran-
ken- und Pflegeversicherung 
(GKV) und Beiträgen zu über 
die Basisabsicherung hinausge-
henden privaten Krankenver-
sicherungen sowie zu Unfall-, 
Haftpflicht- und Risikoversi-
cherungen geltend. Das Finanz-
amt hielt nur die Beiträge zur 
GKV für unbeschränkt abzugs-
fähig. Da diese in der Summe 
die Höchstbeträge überschrit-
ten, scheide ein Abzug der an-
deren Versicherungsbeiträge aus. 
Das Finanzamt führte allerdings 
die Günstigerprüfung durch und 
ermittelte dabei einen höheren 
Abzugsbetrag. Die Eheleute wa-
ren der Auffassung, es seien nach 
der Rechtslage 2013 die gesam-
ten erklärten Basiskranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge 
(einschließlich der PKV-Bei-
träge zur Basisabsicherung) un-
beschränkt abzugsfähig. Sollten 
die Basisversorgungsbeiträge zur 
PKV nicht als Sonderausgaben 
zu berücksichtigen sein, müs-
se über eine Berücksichtigung 
als außergewöhnliche Belastung 
nachgedacht werden. Das Fi-
nanzgericht sah die Klage nur 
im Hinblick auf die Ermittlung 
des abzugsfähigen Betrages im 
Rahmen der Günstigerprüfung 
als begründet an. Zu den unbe-
grenzt als Sonderausgaben  ab-
zugsfähigen Vorsorgeaufwen-
dungen	 gehörten neben den	  
Pflegeversicherungsbeiträgen 
auch die Beiträge zu Kran-
kenversicherungen, aber nur 
soweit sie zur Erlangung ei-
nes sozialhilfegleichen Versor-
gungsniveaus nach dem SGB 

XII erforderlich seien (Basis-
krankenversicherungsbeiträge). 
Wenn allerdings bereits die Ba-
siskranken- und Pflegeversi-
cherungsbeiträge den geltenden 
Höchstbetrag ausschöpften oder 
darüber hinausgingen, bleibe für 
den zusätzlichen Abzug von Ver-
sicherungsbeiträgen kein Raum.

Mit den einkommensteuerrecht-
lichen Regelungen sollten aber 
nur die erforderlichen Beiträge 
zur Basiskrankenversicherung 
in voller Höhe abzugsfähig sein. 
Wenn aber bereits eine Basisab-
sicherung in der GKV bestehe, 
sei eine private Versicherung für 
die bereits abgesicherten Leis-
tungen zur Erlangung des sozi-
alhilfegleichen Versorgungsni-
veaus nicht erforderlich. Auch 
ein weitergehender Abzug der 
PKV- Basisabsicherungsbeiträge 
als außergewöhnliche Belastun-
gen komme nicht in Betracht. 
Allerdings habe das Finanzamt 
die Günstigerprüfung insoweit 
fehlerhaft durchgeführt, als es 
dort die PKV-Basisabsiche-
rungsbeiträge hätte berücksich-
tigen müssen.

Hinweis:
Die Frage, ob die Zahlung von 
Pflichtbeiträgen zur GKV den 
Abzug von Basisversicherungs-
beiträgen zur PKV tatsächlich 
ausschließt, wie das Finanzamt 
und das BMF meinen, wird we-
der durch den Gesetzeswortlaut 
eindeutig beantwortet, noch ist 
diese Frage bislang höchstrich-
terlich entschieden.

Quelle: FG Berlin-Brandenburg, Urteil 
vom 30. November 2016 7 K 7099/15, 
Revision zugelassen, EFG 2017 S. 209

Berechnung der zumutbaren  
Eigenbelastung

Aufwendungen für außerge-
wöhnliche Belastungen, wie z.B. 
Krankheitskosten, wirken sich 
steuerlich nur aus, wenn die so-
genannte zumutbare Eigenbe-
lastung überschritten wurde.

Die Höhe der zumutbaren Ei-
genbelastung ist von den Fa-
milienverhältnissen und dem 
Einkommen abhängig und stellt 
sich wie folgt dar:

Zumutbare Belastung

Gesamtbetrag	
der Einkünfte in €

bis 
15.340

bis  
51.130 

über 
51.130

Ledige ohne Kinder 5 % 6 % 7 %

Verheiratete	ohne 
Kinder 4 % 5 % 6 %

Steuerpflichtige  
mit 1- 2 Kindern 2 % 3 % 4 %

Steuerpflichtige ab 
3 Kinder 1 % 1 % 2 %

Aufgrund der Verwaltungsauf-
fassung, welche bisher von der 
Rechtsprechung gebilligt wurde, 
wurde das Gesetz so interpre-
tiert, dass beim Überschreiten 
einer Einkommensgrenze der 
höhere Prozentsatz auf den ge-
samten Gesamtbetrag der Ein-
künfte anzuwenden ist.

Diese Auffassung hat der BFH 
nun verworfen und wendet eine 
stufenweise Berechnung der zu-
mutbaren Belastung an, wonach 
nur der Teil des Gesamtbetrages 
der Einkünfte dem höheren Pro-
zentsatz zu unterwerfen ist, wel-
cher die Einkommensschwelle 
überschreitet.

Im verhandelten Streitfall be-
gehrte der Steuerpflichtige mit 
seiner Klage eigentlich, seine 
von ihm getragenen Altersvor-
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sorgeaufwendungen vollständig 
bei der Ermittlung der Bemes-
sungsgrundlage für die zumut-
bare Eigenbelastung zu kürzen 
und nicht nur in dem Umfang 
wie es bei der Ermittlung des 
Gesamtbetrags der Einkünfte 
erfolgt.

Er begründete dies mit einer 
verfassungsrechtlichen Un-
gleichbehandlung gegenüber 
Beamten, welche ihre Alters-
vorsorgeaufwendungen nicht 
zunächst als Lohnbestandteil 
zugerechnet bekommen und 
diese anschließend als Beiträge 
an eine Altersvorsorgeeinrich-
tung abzuführen haben, sondern 
ihren Pensionsanspruch dadurch 
erwerben, dass ihre Bezüge in 
der aktiven Dienstzeit niedriger 
angesetzt werden. Diese Auf-
fassung teilte der BFH jedoch 
nicht. Er sah in der Berechnung 
der zumutbaren Eigenbelastung 
anhand des Gesamtbetrages der 
Einkünfte keinen Verstoß gegen 
das Grundgesetz. Im Ergebnis 
ermittelte der BFH dennoch 
eine niedrigere zumutbare Be-
lastung, indem er entgegen der 
Verwaltungsauffassung eine stu-
fenweise Ermittlung der zumut-
baren Eigenbelastung vornahm.

Im Streitfall erzielten die verhei-
rateten Steuerpflichtigen, welche 
Eltern eines Kindes sind, einen 
Gesamtbetrag der Einkünfte in 
Höhe von 51.835 €. Während 
das Finanzamt eine zumutbare 
Eigenbelastung von 2.073,40 € 
(51.835 € x 4 %) ermittelte, kam 
der BFH zu dem folgenden Er-
gebnis:
bis 15.340

2 % 306,80 € (15.340 x 2 %)

bis 51.130 3 % 1.073,70 € (35.790 x 3 %)

über 51.130 4 % 28,20 € (705 x 4 %)

Zumutbare Belastung 1.408,70 €

Somit ließ der BFH im Ergeb-
nis 664 € mehr zum Abzug als 
außergewöhnliche Belastung 
zu. Diese Auslegung werde dem 
Zweck der Vorschrift gerecht, so 
der der BFH. Der Ansatz einer 
zumutbaren Belastung sei zwar 
dem Grunde nach nicht zu bean-
standen, er müsse jedoch schritt-
weise in folgerichtig gestalteten 
Übergängen geschehen. Die bis-
herige Auslegung der Vorschrift 
führe indes in manchen Fällen 
zu Grenzsteuersätzen, die mit 
dem Ziel einer Einkommensbe-
steuerung nach der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit nicht zu 
vereinbaren seien

Hinweis:
Durch dieses Grundsatzurteil 
des BFH werden sich die außer-
gewöhnlichen Belastungen der 
Steuerpflichtigen im erhöhten 
Maße steuerlich auswirken, was 
zu nicht unbeachtlichen Steuer-
ausfällen auf Seiten des Fiskus 
führen wird. Es bleibt daher ab-
zuwarten, wie die Finanzverwal-
tung und der Gesetzgeber hier-
auf reagieren werden.
Bis dahin sind alle Steuerbe-
scheide, in denen die die zumut-
bare Eigenbelastung aufgrund 
der bisher geltenden Verwal-
tungsauffassung erlassen wur-
den, offen zu halten. Auch in der 
Steuererklärungssoftware müs-
sen die Anbieter das Urteil noch 
umsetzen.

Quelle: BFH-Urteil vom 19. Janu-
ar 2017, VI R 75/14, NWB Dok-ID: 
GAAAG-41508

Erlass von Säumniszuschlägen 
wegen sachlicher Unbilligkeit

Ein Finanzamt hatte gegen-
über einem eingetragenen Ver-
ein Körperschaftsteuer in nicht 
unerheblicher Höhe aufgrund 
einer Betriebsprüfung festge-
setzt. Dagegen legte der Verein 
Einspruch ein und beantragte 
die Aussetzung der Vollziehung 
der Steuernachforderungen. Das 
Finanzamt bewilligte die Aus-
setzung nur teilweise und wies 
die Anträge im Übrigen zurück. 
Auch gegen die Ablehnung der 
Aussetzung der Vollziehung 
legte der Verein Einspruch ein, 
den das Finanzamt als unbe-
gründet zurückwies. Der Verein 
stellte allerdings keinen Antrag 
auf Aussetzung der Vollziehung 
der Körperschaftsteuerbeschei-
de beim Finanzgericht. Im  an-
schließenden Klageverfahren 
kam es im September 2013 
aufgrund einer tatsächlichen 
Verständigung zu  einer Verrin-
gerung der Steuerforderungen. 
U.a. beurteilte das Finanzge-
richt einen Teil der Einnahmen, 
die das Finanzamt aufgrund der 
Betriebsprüfung in die Bemes-
sungsgrundlage eingerechnet 
hatte, als eindeutig nicht steu-
erpflichtig. Nach Zahlung der 
rückständigen Beträge bean-
tragte der Verein den teilweisen 
Erlass der Säumniszuschläge 
aus sachlichen Billigkeitsgrün-
den. Dies lehnte das Finanzamt 
mit der Begründung ab, dass 
der Steuerpflichtige nicht alles 
in seiner Macht stehende getan 
habe, um Aussetzung der Voll-
ziehung zu erlangen.

Das Finanzgericht gab der Kla-
ge teilweise statt. Die Verrin-
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gerung der Körperschaftsteu-
erfestsetzung beruhe teilweise 
darauf, dass das Finanzamt erst 
im Klageverfahren von seiner ur-
sprünglichen Rechtsauffassung 
zur steuerlichen Beurteilung von 
einem Teil der Einnahmen ab-
gewichen sei. Die darauf entfal-
lenden Säumniszuschläge seien 
zu erlassen. Denn insoweit sei 
die Aussetzung der Vollziehung 
durch das Finanzamt möglich 
und geboten gewesen, da es 
die Nichtsteuerbarkeit auch im 
AdV- und Einspruchsverfah-
ren hätte erkennen müssen. Der 
Steuerpflichtige habe in Bezug 
auf diesen Teil der Einnahmen 
auch alles getan, um eine Ausset-
zung der Vollziehung durch das 
Finanzamt zu erlangen. Entge-
gen der Auffassung des Finanz-
amts sei es nicht erforderlich, 
dass der Steuerpflichtige auch 
vor dem Finanzgericht erfolglos 
die Aussetzung der Vollziehung 
hätte beantragen müssen.

Hinweis:
Wegen der Frage, ob ein Erlass 
von Säumniszuschlägen voraus-
setzt, dass der Steuerpflichtige 
auch einen Antrag beim Finanz-
gericht gestellt hat oder ob eine 
erfolglose Antragstellung beim 
Finanzamt ausreicht, hat das 
Finanzgericht die Revision zu-
gelassen.
Vor dem Hintergrund der an-
haltenden Niedrigzinsphase und 
der Verzinsung von Steuernach-
zahlungen und - erstattungen 
nach dem von der Abgabenord-
nung festgelegten Zinssatz von 6 
% empfiehlt es sich ohnehin, bei 
Streitfragen die Steuer zunächst 
zu entrichten, wenn dem keine 
Liquiditätsengpässe entgegen-

stehen. So  können nicht nur 
Säumniszuschläge vermieden 
werden, sondern man profitiert 
auch von der hohen, über dem 
Marktniveau liegenden Verzin-
sung, wenn das Rechtsbehelfs-
verfahren erfolgreich ist und 
man hieraus eine Steuererstat-
tung erhält.
 
 
Quelle: FG Köln, Urteil vom 24. November 
2016, 10 K 3370/14, Revision eingelegt 
(Az. des BFH: I R 85/16), NWB Dok-ID: 
CAAAG-37342

Gesetz gegen schädliche Steu-
erpraktiken

Ende April hat der Bundestag 
das „Gesetz gegen schädliche 
Steuerpraktiken im Zusammen-
hang mit Rechteüberlassungen“ 
beschlossen.

Das Gesetz zielt eigentlich da-
rauf ab, die Abzugsmöglichkeit 
für Lizenzaufwendungen und 
andere Aufwendungen für Rech-
teüberlassungen, die beim Emp-
fänger nicht oder nur niedrig be-
steuert werden, einzuschränken. 
Durch den neu eingeführten  
§ 4j EStG soll verhindert wer-
den, dass internationale  Unter-
nehmen Steueraufkommen in 
Länder verlagern, die den höchs-
ten steuerlichen Vorteil bieten. 
Mit dem Gesetz wurden jedoch 
auch einkommensteuerrechtli-
che Änderungen beschlossen, 
die für eine Vielzahl von Steuer-
pflichtigen relevant sind.

Anhebung der GWG Grenze 
und der Wertgrenze zur Bil-
dung eines Sammelpostens 
Nach dem Beschluss des Bun-
destages soll die Grenze der So-

fortabschreibung für geringwer-
tige Wirtschaftsgüter von bisher 
410 € auf 800 € angehoben wer-
den. Alternativ hierzu haben 
Steuerpflichtige ein Wahlrecht, 
für im Wirtschaftsjahr ange-
schaffte Wirtschaftsgüter  einen 
Sammelposten zu bilden, der 
in fünf gleichen Jahresbeträgen 
gewinnmindernd aufzulösen 
ist. Zukünftig können in den 
Sammelposten Wirtschaftsgü-
ter aufgenommen werden, deren 
Wert über 250 € liegt aber 1.000 
€ nicht übersteigt. Wirtschafts-
güter mit einem Wert von bis zu 
250 € sind dann sofortabzugsfä-
higer Aufwand.  Diese Grenze 
liegt derzeit bei 150 €.

 
Hinweis:
In inkonsequenter Weise wurde 
die Grenze, ab der geringwerti-
ge Wirtschaftsgüter in ein lau-
fend zu führendes Verzeichnis 
aufgenommen werden müssen, 
nicht angepasst. Hier bleibt es 
dabei, dass GWG, deren An-
schaffungskosten 150 € überstei-
gen, zunächst als geringwertige 
Wirtschaftsgüter zu aktivieren 
sind und dann voll abgeschrie-
ben werden müssen und die Bu-
chung nicht sofort auf ein Auf-
wandskonto erfolgen darf.
Die neuen Wertgrenzen sollen 
auf alle nach dem 31.12.2017 
angeschafften Wirtschaftsgüter 
angewendet werden.

 
Steuerfreiheit des INVEST-
Zuschusses für Wagniskapital
 
Nach einer Förderrichtlinie kön-
nen private Investoren, die sich 
an jungen innovativen Unterneh-
men, sog. Start- Ups beteiligen, 
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einen Zuschuss zu dem von ih-
nen eingesetzten Wagniskapital 
erhalten. Hier soll der Höchst-
betrag für die Steuerfreiheit 
des Zuschusses erhöht werden. 
Dieser soll zukünftig 20 % der 
Anschaffungskosten der Beteili-
gung, höchstens jedoch 100.000 
€ betragen. Derzeit ist die Steu-
erfreiheit auf 50.000 € begrenzt. 

Steuerfreiheit von Sanierungs-
gewinnen
Wie wir bereits berichteten, hat-
te der BFH mit Beschluss vom 
28.02.2016 geurteilt, dass der 
Sanierungserlass der Finanz-
verwaltung gegen den Grund-
satz der Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung verstößt. Auf dieses 
Urteil reagiert die Bundesregie-
rung nun mit einer gesetzlichen 
Regelung. Zukünftig sollen Sa-
nierungsgewinne von Gesetzes 
wegen von der Steuer befreit 
werden. Als Sanierungsgewinn 
bezeichnet man Betriebsvermö-
gensmehrungen, die dadurch 
entstehen, dass Gläubiger mit 
dem Ziel, den Schuldner zu sa-
nieren, diesem Verbindlichkei-
ten erlassen. Die Steuerbefreiung 
soll auf das Veröffentlichungs-
datum des BFH-Beschlusses 
zum 08.02.2017 zurück wirken. 

Hinweis:
Am Tag der Beschlussverkün-
dung der Bundesregierung hat 
die Finanzverwaltung zudem 
ein Schreiben veröffentlicht, 
wonach für Steuerfälle, in de-
nen der Schuldenerlass bis zum 
08.02. 2017 ausgesprochen wur-
de oder in denen bis zu diesem 
Stichtag eine verbindliche Aus-
kunft erteilt wurde, der Sanie-
rungserlass weiter anzuwenden 

ist. Somit sollte eine lückenlose 
Steuerfreistellung von Sanie-
rungsgewinnen gegeben sein. 
Das Inkrafttreten der Regelung 
hängt jedoch davon ab, dass die 
EU-Kommission hierin keine 
schädliche Beihilfe sieht, da die 
Regelung als staatliche Subven-
tion einzustufen ist.
Im Übrigen bedarf das Gesetz 
noch der Zustimmung des Bun-
desrates. Weitere Änderungen 
sind daher nicht ausgeschlossen.

Quelle: Beschlussempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses vom 26. April 2017, 
BT-Drs. 18/12128, www.bundestag.de

Steuerumgehungsbekämp-
fungsgesetz beschlossen

Am gleichen Tag, an dem das 
Gesetz gegen schädliche Steuer-
praktiken beschlossen wurde, hat 
der Bundestag auch das Steuer-
umgehungsbekämpfungsgesetz 
beschlossen. Mit dem Gesetz 
reagiert die Bundesregierung auf 
die Veröffentlichung der soge-
nannten Panama-Papers, durch 
die Steuerumgehungsmöglich-
keiten mittels der Gründung und 
Nutzung von Briefkastenfirmen 
im Ausland aufgedeckt wurden. 
Mit dem Gesetz sollen Steuer-
pflichtige verpflichtet werden, 
Geschäftsbeziehungen zu Perso-
nengesellschaften, Körperschaf-
ten, Personenvereinigungen oder 
Vermögensmassen in Drittstaa-
ten, die sie unmittelbar oder mit-
telbar beherrschen oder bestim-
men können, anzuzeigen. Weiter 
sollen Finanzinstitute von ihnen 
hergestellte oder vermittelte Ge-
schäftsbeziehungen zu Dritt-
staatengesellschaften anzeigen 
müssen. In diesem Zuge soll das 

steuerliche Bankgeheimnis auf-
gehoben werden. Weiter soll das 
automatisierte Kontenabrufver-
fahren für Besteuerungszwecke 
erweitert werden.

Auch mit dem Steuerumge-
hungsbekämpfungsgesetz wur-
den zudem zahlreiche Gesetzes-
änderungen beschlossen, die mit 
dem eigentlichem Gesetzes-
zweck nichts zu tun haben.

Nennenswert ist hier die Ein-
führung eines einseitigen An-
trags auf Steuerklassenwechsel 
und die Steuerpflicht für Abfin-
dungszahlungen an einen wei-
chendenden Erbprätendenten. 
Abfindungszahlungen, die ein 
Erwerber an eine Person leistet, 
die zu Recht oder zu Unrecht 
behauptet, Erbe oder Miterbe 
zu sein, konnten aufgrund von 
Rechtsprechung als Nachlass-
verbindlichkeiten beim Erwer-
ber abgezogen werden. Gleich-
zeitig war die Zahlung beim 
Erbprätendenten nicht steuer-
bar. Diese Lücke soll mit dem 
Gesetz nun geschlossen werden.

Weiter wurde beschlossen, dass 
ein Antrag auf Kindergeld zu-
künftig nur noch rückwirkend 
für 6 Monate gestellt werden 
kann.

Hinweis:
Das Gesetz bedarf noch der Zu-
stimmung durch den Bundesrat.

Quelle: Beschlussempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses vom 26. April 2017, 
BT-Drs. 18/12127, www.bundestag.de
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mehr fest.
Bezugnehmend auf sein Urteil 
vom 30.11.2016 (VI R 49/14) 
weist der BFH darauf hin, dass 
den privaten Nutzungsvorteil 
übersteigende Eigenleistungen 
des Arbeitnehmers weder zu 
negativem Arbeitslohn noch zu 
Werbungskosten führen. Der 
geldwerte Vorteil bemisst sich 
dann mit 0 € (kein geldwerter 
Nachteil). Denn das Nutzungs-
entgelt ist, soweit es den Wert 
des Nutzungsvorteils übersteigt, 
nicht durch die Erzielung von  
Einkünften aus nichtselbststän-
diger Arbeit veranlasst, sondern 
durch die private Nutzung des 
Dienstwagens.
 
Quelle: BFH-Urteil vom 30. Novem-
ber 2016, VI R 2/15, NWB Dok-ID: 
AAAAG-37603

Unternehmenszuordnung bis 
31.05.2017 vornehmen!

Für privat und unternehmerisch 
genutzte Objekte haben Un-
ternehmer die Möglichkeit, bei 
deren Anschaffung den vollen 
Vorsteuerabzug geltend zu ma-
chen und für die spätere priva-
te Nutzung eine unentgeltliche 
Wertabgabe der Umsatzsteuer 
zu unterwerfen. So kann sich der 
Unternehmer bei der Anschaf-
fung eines solchen gemischt ge-
nutzten Objektes einen Liqui-
dationsvorteil verschaffen.

Damit der Unternehmer den 
Vorsteuerabzug geltend machen 
kann, muss er das gemischt ge-
nutzte Objekt bis zum 31.05. 
des Folgejahres der Anschaffung 
seinem Unternehmensvermögen 
zuordnen. Wird dieser Termin 

ßerdienstliche Nutzung eines 
betrieblichen Kfz ein Nutzungs-
entgelt, mindere dies den Wert 
des geldwerten Vorteils aus der 
Nutzungsüberlassung. Denn 
insoweit fehle es an einer Be-
reicherung des Arbeitnehmers. 
Dasselbe gelte bei Übernahme 
einzelner (individueller) Kosten 
(hier: Kraftstoffkosten) durch 
den Arbeitnehmer; auch hier 
seien die Leistungen des Ar-
beitnehmers vorteilsmindernd 
zu berücksichtigen. Das Gesetz 
gehe sowohl bei der 1%-Rege-
lung als auch bei der Fahrten-
buchmethode davon aus, dass 
der Arbeitgeber mit der Kfz-
Überlassung sämtliche Kfz-Kos-
ten trage. Sei das nicht der Fall, 
weil der Arbeitnehmer selbst 
einen Teil der Kosten trage, sei 
er insoweit nicht bereichert. Es 
fehle somit an einer Einnahme.

Eine vorteilsmindernde Be-
rücksichtigung der vom Ar-
beitnehmer selbstgetragenen 
Kfz-Kosten komme allerdings 
nur in Betracht, wenn der Ar-
beitnehmer den geltend ge-
machten PKW-bezogenen 
Aufwand im Einzelnen dar-
lege und belastbar nachwei-
se. Denn insoweit treffe ihn 
die objektive Feststellungslast. 

Hinweis:
Der BFH hatte mit seinem 
Urteil vom 18.10.2007 (VI R 
57/06) entschieden, dass einzel-
ne vom Arbeitnehmer getragene 
Kfz-Kosten nicht berücksichtigt 
werden können, wenn der Nut-
zungsvorteil nach der 1%-Rege-
lung bemessen wird. An dieser 
früheren Rechtsprechung hält 
der BFH ausdrücklich nicht 

Selbst getragene Kraftstoff-
kosten bei der 1%-Regelung

Der BFH hat in Änderung sei-
ner Rechtsprechung entschie-
den, dass vom Arbeitnehmer 
selbst getragene Kfz-Kosten den 
geldwerten Vorteil aus der Nut-
zungsüberlassung auch bei der 
1%-Methode mindern.

Ein im Außendienst tätiger 
Steuerpflichtiger nutzte ei-
nen ihm von seinem Arbeitge-
ber überlassenen betrieblichen 
PKW für berufliche und private 
Fahrten. Sämtliche Benzinkos-
ten (insgesamt ca. 5.600 €) - und 
damit auch den auf die berufli-
chen Fahrten entfallenden An-
teil - trug der Steuerpflichtige 
selbst. Die übrigen Kfz-Kosten 
übernahm der Arbeitgeber. Er 
ermittelte den geldwerten Vor-
teil aus der Kfz-Überlassung 
nach der 1%-Regelung mit 523 
€ monatlich (= 6.276 € im Streit-
jahr 2012) und unterwarf diesen 
der Lohnsteuer.

In seiner Einkommensteuer-
erklärung machte der Steuer-
pflichtige vergeblich die von 
ihm getragenen Benzinkosten 
als Werbungskosten geltend. 
Das Finanzgericht widersprach 
der Auffassung des Finanzamtes  
und gab der Klage statt.

Der BFH bestätigte im Ergeb-
nis das Urteil des Finanzgerich-
tes. Die 1%-Regelung und die 
Fahrtenbuchmethode seien Spe-
zialvorschriften zur Bewertung 
des geldwerten  Vorteils aus der 
Überlassung eines betrieblichen 
Fahrzeugs an den Arbeitneh-
mer. Zahle ein Arbeitnehmer 
an den Arbeitgeber für die au-
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was ein ordentlicher und gewis-
senhafter Geschäftsleiter mit ei-
nem Fremdgeschäftsführer ver-
einbaren würde. Dies gelte auch, 
wenn eine GmbH mehr als nur 
einen Gesellschafter-Geschäfts-
führer bestellt habe, die alle al-
leingeschäftsführungs- und al-
leinvertretungsberechtigt seien.

Da das Finanzgericht von einer 
vGA ausging, konnte es die Fra-
ge der Abzinsung offen lassen.

 
Hinweis:
Das Finanzgericht hat sich bei 
seiner Entscheidung der Sicht-
weise des BFH aus dem Jahre 
2015 angeschlossen. Damals 
ging es um die steuerliche Be-
handlung von Sonntags- und 
Feiertagszuschlägen sowie Über-
stundenvergütungen für einen 
alleinigen Gesellschafter-Ge-
schäftsführer einer GmbH.

Quelle: FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
21. Dezember 2016 1 K 1381/14, EFG 
2017 S. 420 
 
 
Pauschalen für Bereitschafts-
dienst sind lohnsteuerpflichtig

Zuschläge, die für tatsächlich 
geleistete Sonntags-, Feiertags- 
oder Nachtarbeit neben dem 
Grundlohn an Arbeitnehmer 
ausbezahlt werden, sind lohn-
steuerfrei, sofern bestimmte Be-
träge nicht übersteigen.

In einem aktuellen Urteil des 
BFH wurde nun deutlich, dass 
das tatsächliche Leisten der 
Arbeit für die Lohnsteuerfrei-
heit entscheidend ist. In einem 

zum Zweck der Auszahlung in 
einer späteren Freistellungs-
phase auf die Auszahlung von 
laufenden und/oder einmaligen 
Bezügen aus dem Arbeitsver-
hältnis. Die umgewandelten 
Bezüge wurden für den Kauf 
von Investmentfondsanteilen 
verwendet. Dazu eröffnete die 
GmbH jeweils ein Wertpa-
pierdepot mit dazugehörigem 
Servicekonto. Mit Hinweis auf 
die Risiken einer solchen Kapi-
talanlage (insb. das Kursrisiko) 
vereinbarte die GmbH mit ihren 
Geschäftsführern, dass die Ent-
wicklung der arbeitsrechtlichen 
Ansprüche der Geschäftsführer 
der jeweiligen Wertentwick-
lung auf den Wertpapierdepots 
entsprechen sollte. Die GmbH 
aktivierte den Depotbestand 
und bildete in gleicher Höhe 
eine Rückstellung. Das Finanz-
amt vertrat die Auffassung, dass 
wegen der Beschränkung der 
Ansprüche der Geschäftsführer 
auf den jeweiligen Kurswert der 
Depot- und Servicekonten ohne 
weitere Gegenleistung (Verzin-
sung) von einer unverzinslichen 
Verpflichtung auszugehen und 
von daher die Rückstellung ab-
zuzinsen sei.

Das Finanzgericht wies die Klage 
der GmbH ab. Nach höchstrich-
terlicher Rechtsprechung besitze 
der alleinige Geschäftsführer für 
die GmbH eine „Allzuständig-
keit“ und seine Arbeitszeit sei 
durch die Gesamtausstattung 
abgegolten. Eine Vereinbarung 
über Arbeitszeitkonten eines 
alleinigen Gesellschafter-Ge-
schäftsführers sei als verdeckte 
Gewinnausschüttung (vGA) zu 
behandeln, da eine solche Ver-
einbarung nicht dem entspreche, 

versäumt, kann kein Vorsteu-
erabzug geltend gemacht wer-
den. Die Zuordnung kann auch 
dadurch getroffen werden, dass 
der volle oder teilweise Vorsteu-
erabzug geltend gemacht wird. 
Unternehmer, die nur eine Um-
satzsteuerjahreserklärung ein-
zureichen haben, müssen diese 
dann spätestens bis zum 31.05. 
einreichen oder dem Finanzamt 
die Unternehmenszuordnung 
formlos mitteilen.

 
Hinweis:
Haben Sie ein gemischt ge-
nutztes Wirtschaftsgut in 2016 
angeschafft, für das Sie den vol-
len Vorsteuerabzug begehren, so 
informieren Sie uns umgehend, 
damit wir Ihre Zuordnungs-
entscheidung dem Finanzamt 
bis zum 31. Mai 2017 mitteilen 
können, sofern noch keine Zu-
ordnung, beispielsweise im Rah-
men einer Umsatzsteuervoran-
meldung, getroffen wurde.

 
 
Arbeitszeitkonten bei mehre-
ren Gesellschafter-Geschäfts-
führern

Eine GmbH hatte drei Ge-
sellschafter, die alle zu allein-
geschäftsführungs- und al-
leinvertretungsberechtigten 
Geschäftsführern bestellt wa-
ren. Die GmbH traf in 2007 
mit ihren Gesellschafter-Ge-
schäftsführern gleich lautende 
„Vereinbarungen zur Entgelt-
umwandlung“ zur Ermöglichung 
der Gestaltung der  Lebensar-
beitszeit durch bezahlte Frei-
stellung von der Arbeit. Danach 
verzichteten die Geschäftsführer 



der KREISEL  2-2017

16

Für Unternehmer und Unternehmen

selbst tragen. Das Finanzamt 
war der Auffassung, die Über-
nahme der Verwarnungsgelder 
führe bei den Fahrern zu lohn-
steuerpflichtigem Arbeitslohn.

Das Finanzgericht Düsseldorf 
sah das anders und gab der Klage 
statt. Zunächst sei dabei zu klä-
ren, ob dem Arbeitnehmer über-
haupt ein geldwerter Vorteil zu-
geflossen sei. Nur die Befreiung 
eines Arbeitnehmers von einer 
gegen ihn bestehenden Verbind-
lichkeit durch den Arbeitgeber 
führe zu einem geldwerten Vor-
teil bzw. zu einem unmittelba-
rem Zufluss von Arbeitslohn. Im 
Streitfall aber war der Arbeitge-
ber als Fahrzeughalter Inhalts-
adressat der Verwaltungsgeld-
festsetzung und tilgte somit eine 
eigene Verbindlichkeit.

Bei der Festsetzung eines Ver-
warnungsgeldes handele es sich 
um einen mitwirkungsbedürf-
tigen Verwaltungsakt, der nur 
dann wirksam werde, wenn der 
Adressat einverstanden sei und 
das Verwarnungsgeld auch frist-
gerecht bezahle. Zwar käme das 
Unternehmen als Personenge-
sellschaft per se nicht als Füh-
rer der betreffenden Fahrzeuge 
in Betracht, dies hindere aber 
nicht die Wirksamkeit der Fest-
setzung und den Eintritt der 
Bestandskraft, sofern keine An-
fechtung erfolge.

 
Hinweis:
Das Finanzgericht hat einen 
Zufluss eines wie auch immer 
gearteten geldwerten Vorteils 
bei den Arbeitnehmern ver-
neint, da nach seiner Auffassung  
keine Verbindlichkeit der Ar-

Verwarnungsgelder wegen 
Falschparkens kein Arbeits-
lohn

Ein Unternehmen, das bun-
desweit im Paketzustelldienst 
tätig war, hatte den bei ihm 
beschäftigten Fahrern die Auf-
gabe übertragen, Pakete un-
mittelbar bei den Kunden des 
Paketzustelldienstes abzuholen 
bzw. zuzustellen. Um eine mög-
lichst schnelle Zustellung zu ge-
währleisten, parkten die Fahrer 
in unmittelbarer Nähe zu den 
Kunden. Insbesondere in In-
nenstädten war dies jedoch mit 
den zur Verfügung stehenden 
Parkmöglichkeiten nicht immer 
möglich. Die Firma hatte zwar 
in mehreren Städten kosten-
pflichtige Ausnahmebewilligun-
gen beantragt, die den Fahrern 
ein kurzfristiges Halten zum 
Be- und Entladen in ansonsten 
nicht freigegebenen Bereichen 
wie Halteverbots- oder Fußgän-
gerzonen gestattete. Da solche 
Genehmigungen jedoch nicht 
von allen Städten erteilt wurden, 
wurde es zur Gewährleistung ei-
nes reibungslosen Betriebsablau-
fes und im Interesse der Kunden 
im Einzelfall hingenommen, 
dass die Fahrer ihre Fahrzeuge 
auch in Halteverbotsbereichen 
oder Fußgängerzonen kurzfris-
tig anhielten und hierfür Ver-
warnungsgelder festgesetzt wur-
den. Die Firma zahlte nur diese 
von ihren Arbeitnehmern verur-
sachten Verwarnungsgelder und 
auch nur, soweit die Arbeitneh-
mer als Fahrer im Paketzustell-
dienst tätig sind. Verwarnungs-
gelder für andere Verstöße gegen 
die Straßenverkehrsordnung 
(z.B. überhöhte Geschwindig-
keit) mussten die Arbeitnehmer 

Streitfall zahlte ein Krankenhaus 
seinen angestellten Ärzten für 
Bereitschaftsdienste pauschale 
Zuschläge zum Grundlohn. Die 
Ärzte hatten laut Arbeitsvertrag 
eine durchschnittliche regel-
mäßige Arbeitszeit pro Woche 
zu leisten. Hierfür erhielten sie 
einen Grundlohn. Für den Be-
reitschaftsdienst, der zusätz-
lich zu leisten war, erhielten sie 
pro Werktag einen pauschalen 
Zuschlag und einen höheren 
pauschalen Zuschlag an Wo-
chenenden und Feiertagen. Für 
diese täglichen Zuschläge wurde 
insoweit keine Lohnsteuer abge-
führt, als sie auf Zeiten entfielen, 
für die eine lohnsteuerfreie Ver-
gütung laut Gesetz möglich ist. 
Hierfür wurden die Pauschalen 
auf Stundensätze umgerechnet. 
So kam es, dass allen Ärzten, 
die Bereitschaftsdienst geleistet 
haben, die pauschale Vergütung 
hierfür teilweise lohnsteuerfrei 
ausgezahlt wurde. Die Auszah-
lung erfolgte jedoch unabhängig 
davon, ob die Ärzte tatsächlich 
in ihrer Bereitschaftsdienstzeit 
gearbeitet hatten. Und eben dies 
führt laut BFH zu voll lohnsteu-
erpflichtigem Arbeitslohn. Denn 
begünstigt seien nur Zuschläge 
für Sonntags-, Feiertags- oder 
Nachtarbeit, die für tatsächlich 
geleistete Arbeit gezahlt wür-
den. Die tatsächlich erbrachten 
Arbeitsstunden seien in Einzel-
aufstellungen festzuhalten. Die 
Pauschalen für Bereitschafts-
dienst hätten im Streitfall den 
Charakter einer generell erhöh-
ten Entlohnung. Es  läge kein 
begünstigter Zuschlag zum 
Lohn vor.

Quelle: BFH-Urteil vom 29. November 
2016, VI R 61/14, DStR 2017 S. 542.
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(sogenannter Mantelkauf ), eine 
Ungleichbehandlung rechtferti-
gen könne. Allerdings seien die 
Grenzen zulässiger Typisierung 
überschritten, wenn zur Erfas-
sung solcher Gestaltungen allein 
an die Übertragung eines Anteils 
von mehr als 25 % angeknüpft 
werde. Dieser Umstand indizie-
re für sich genommen nicht eine 
missbräuchliche Gestaltung, 
weil es für die Übertragung einer 
derartigen Beteiligung an einer 
Verlustgesellschaft vielfältige 
andere Gründe geben können.

 
Hinweis:
Das Bundesverfassungsgericht 
hat dem Gesetzgeber bis zum 31. 
Dezember 2018 rückwirkend für 
die Zeit vom 1. Januar 2008 bis 
31. Dezember 2015 aufgetragen, 
den festgestellten Verfassungs-
verstoß zu beseitigen.
Kommt er dieser Verpflichtung 
nicht nach, ist die Regelung 
rückwirkend seit ihrem Inkraft-
treten zum 1. Januar 2008 nicht 
mehr anwendbar.
Rückwirkend zum 1. Januar 2016 
hatte der Gesetzgeber ohnehin 
eine neue Regelung imKörper-
schaftsteuergesetz geschaffen, 
wonach die Folgen eines schäd-
lichen Beteiligungserwerbes auf 
Antrag dann nicht eintreten, 
wenn die Gesellschaft seit ihrer 
Gründung oder zumindest seit 
drei  Jahren ausschließlich den-
selben Geschäftsbetrieb unter-
hält. Wird der Antrag gestellt 
und die Voraussetzungen liegen 
vor, können die sog. fortfüh-
rungsgebundenen Verluste so-
lange genutzt werden, bis diese 
vollständig verrechnet sind oder 
ein schädliches Ereignis, wie die 
Einstellung des Geschäftsbe-

teile übertragen werden (schäd-
licher Beteiligungserwerb), ist 
mit dem allgemeinen Gleich-
heitssatz unvereinbar. Dies hat 
der Zweite Senat des Bundes-
verfassungsgerichts entschieden.

Es fehle ein sachlich einleuch-
tender Grund für die Ungleich-
behandlung von Kapitalgesell-
schaften bei der Bestimmung 
ihrer steuerpflichtigen Ein-
künfte im Fall eines sogenann-
ten schädlichen Beteiligungs-
erwerbs. Geklagt hatte eine in 
2006 gegründete Kapitalgesell-
schaft mit zwei Gesellschaftern. 
Die Geschäftsjahre 2006 und 
2007 schloss die Gesellschaft je-
weils mit einem Verlust ab. Der 
festgestellte Verlustvortrag zur 
Körperschaftsteuer zum 31. De-
zember 2007 betrug 594.769€. 
Im Jahr 2008 erwirtschaftete 
die Gesellschaft einen Gewinn. 
Noch vor Ende dieses Jahres 
übertrug ein Gesellschafter sei-
nen Anteil an einen Dritten. 
Daraufhin kürzte das Finanz-
amt bei der Körperschaftsteu-
erveranlagung der Gesellschaft 
für 2008 die zum 31. Dezember 
2007 verbleibenden Verluste um 
den prozentual auf diesen Ge-
sellschafter entfallenden Anteil. 
Mit  der nach erfolglosem Ein-
spruchsverfahren beim Finanz-
gericht Hamburg erhobenen 
Klage berief sich die Gesellschaft 
auf die Verfassungswidrigkeit 
der Regelung zum schädlichen 
Beteiligungserwerb - Verstoß 
gegen den Gleichheitsgrundsatz.

Die Richter in Karlsruhe führten 
aus, dass das Ziel der Bekämp-
fung unerwünschter Steuerge-
staltungen, hier das Handeln 
mit vortragsfähigen Verlusten 

beitnehmer gegenüber der Ver-
waltungsbehörde oder gegen-
über dem Arbeitgeber in Gestalt 
eines Schadensersatzanspruchs 
bestand. Zudem konnte das Un-
ternehmen ein ausschließlich ei-
genbetriebliches Interesse an der 
Zahlung der Verwarngelder im 
Hinblick auf die angebotenen 24 
Stunden-Zustellung, aber auch 
im Hinblick auf die Gleichbe-
handlung ihrer Arbeitnehmer in 
Gebieten mit und ohne Ausnah-
megenehmigungen darlegen.
Das Unternehmen hatte bereits 
in 2004 vor dem BFH ein Ur-
teil erstritten, nach dem auf die 
gezahlten Verwarngelder keine 
Lohnsteuer abzuführen ist. Im 
Jahr 2013 wich der BFH aber 
von dieser Rechtsprechung  ab. 
In dem damaligen Fall ging es 
um die Übernahme von Bußgel-
dern wegen Überschreitung der 
Lenk- und Ruhezeiten durch 
die angestellten Fahrer.
Das Finanzgericht hat die Revi-
sion wegen der grundsätzlichen 
Bedeutung der Rechtssache zu-
gelassen. Diese wurde vom Fi-
nanzamt auch eingelegt wurde.

Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 4. 
November 2016, 1 K 2470/14 L, Revision 
eingelegt (Az. des BFH: VI R 1/17), EFG 
2017 S. 315

 
Schädlicher Beteiligungser-
werb verfassungswidrig!

Die Regelung im Körperschaft-
steuergesetz, wonach der Ver-
lustvortrag einer Kapitalgesell-
schaft anteilig wegfällt, wenn 
innerhalb von fünf Jahren mehr 
als 25 % und bis zu 50 % der An-
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des eingeholten Gutachtens da-
von ausgegangen, dass ein Scha-
densersatzanspruch wegen einer 
schuldhaften Pflichtverletzung 
der Arbeitgeberin bestanden 
habe. Dabei könne dahingestellt 
bleiben, ob die Arbeitgeberin 
tatsächlich zivilrechtlich zum 
Schadensersatz gegenüber dem 
Steuerpflichtigen verpflichtet 
war.

Im Übrigen wies das Finanz-
gericht die Klage ab. Die Ar-
beitgeberin habe auf die Gel-
tendmachung des bestehenden 
Schadensersatzanspruchs wegen 
falscher Betankung des Dienst-
wagens verzichtet. Ein durch das 
Dienstverhältnis   veranlasster   
Verzicht   des   Arbeitgebers   auf   
eine   realisierbare  Schadener-
satzforderung gegenüber seinem 
Arbeitnehmer führe nach stän-
diger BFH-Rechtsprechung als 
sog. geldwerter Vorteil bei Letz-
terem grundsätzlich zu Einnah-
men aus nichtselbständiger Arbeit.

 
Hinweis:
Mit Urteil vom 21. März 2017 
hat das Finanzgericht Rhein-
land-Pfalz entschieden, dass 
eine Schadensersatzzahlung des 
Arbeitgebers zum Ausgleich 
eines immateriellen Schadens 
(Diskriminierung wegen einer 
Behinderung) auch dann nicht 
steuerbar (also kein Arbeitslohn) 
ist, wenn der Arbeitgeber die 
behauptete Benachteiligung be-
stritten und sich lediglich in ei-
nem gerichtlichen Vergleich zur 
Zahlung bereit erklärt hat. Dort 
hatte eine Einzelhandelskauf-
frau nur wenige Wochen nach 
Feststellung einer 30%igen Be-
hinderung die ordentliche Kün-

wachungspflicht hinsichtlich 
der Führung der Fahrtenbücher 
nicht nachgekommen sei, und 
meldete den Vorgang der Haft-
pflichtversicherung der Arbeit-
geberin. Die von der Arbeitge-
berin eingeholten juristischen 
Stellungnahmen ergaben ein 
überwiegendes Verschulden der 
Arbeitgeberin und empfahlen 
eine Zahlung von 50.000 €. Im 
Rahmen eines Vergleichs zahlte 
die Versicherung diesen Betrag 
an den Steuerpflichtigen. Das 
Finanzamt sah  in der Zahlung 
steuerpflichtigen Arbeitslohn. 
Außerdem handele es sich bei 
dem Verzicht der Arbeitgeberin 
auf Ersatz der Reparaturkosten 
wegen einer Falschbetankung 
des Dienstwagens (Benzin statt 
Diesel) um eine Einnahme des 
Arbeitnehmers.

Das Finanzgericht gab der Klage 
des Steuerpflichtigen teilweise 
statt. Allein der Umstand, dass 
eine Leistung des Arbeitgebers 
tatsächlich oder rechtlich im 
Zusammenhang mit dem Ar-
beitsverhältnis stehe, reiche zur 
Bejahung des Tatbestandsmerk-
mals „für eine Beschäftigung“ 
nicht aus. Voraussetzung für die 
Annahme von Arbeitslohn sei, 
dass die Zahlung „für“ die Ar-
beitsleistung des Arbeitnehmers 
erfolge.

Das Finanzgericht sah es nicht 
als erwiesen an, dass dem Steu-
erpflichtigen die Zahlung der 
Versicherung letztendlich im 
abgekürzten Zahlungsweg als 
Zahlung der Arbeitgeberin für 
das Zurverfügungstellen seiner 
individuellen Arbeitskraft zu-
geflossen sei. Arbeitgeberin und 
Arbeitnehmer seien aufgrund 

triebes, eintritt. Ob der Gesetz-
geber mit der Einführung der 
Regelung zum 1. Januar 2016 
die Verfassungswidrigkeit des 
schädlichen Beteiligungserwer-
bes beseitigt hat, wurde vom 
Bundesverfassungsgericht offen 
gelassen, da dies einer gesonder-
ten Prüfung bedürfe.
Es bleibt abzuwarten, wie der 
Gesetzgeber auf das Urteil re-
agieren wird. Möglich ist, dass 
er die Neuregelung zur körper-
schaftsteuerlichen Verlustver-
rechnung ab 2016 für verfas-
sungs-konform erachtet und die 
Neuregelung auf den 1. Januar 
2008 rückdatiert. Zu beachten 
ist, dass die Neureglung aller-
dings auch mit vielen Fallstri-
cken versehen ist, die zu einem 
Untergang des Verlustvortrages 
führen können.

Quelle: Pressemitteilung des Bundesverfas-
sungsgerichtes Nr. 34/2017 vom 12. Mai 
2017, www.bundesverfassungsgericht.de

Schadensersatz als  
Arbeitslohn? 
 
Einem Steuerpflichtigen stand 
ein Dienstwagen nebst Fahrer 
auch für private Fahrten ein-
schließlich der Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeits-
stätte zur Verfügung. Für die 
Jahre 2002 bis 2005 musste er 
mangels eines ordnungsgemä-
ßen Fahrtenbuchs Einkommen-
steuer nachzahlen. Der Steuer-
pflichtige war der Auffassung, 
die Arbeitgeberin treffe ein Ver-
schulden an der höheren Steu-
erfestsetzung, da sie ihrer Über-
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Lohncharakter und seien daher 
steuerfrei.

Quelle: FG Köln, Urteil vom 29. Oktober 
2015, 15 K 1581/11, Revision eingelegt 
(Az. des BFH: VI R 34/16), EFG 2017 
S. 196

steuerpflichtigen Arbeitslohn. 
Das Finanzgericht folgte dem 
nicht. Bei der Zahlung habe es 
sich nicht um einen Ersatz für 
entstandene materielle Schäden 
(z.B. entgehenden Arbeitslohn) 
gehandelt, sondern um den Aus-
gleich immaterieller (z.B. wegen 
Mobbings, Diskriminierung 
oder sexueller Belästigung). Sol-
che Einnahmen hätten keinen 

digung „aus personenbedingten 
Gründen“ von ihrem Arbeitge-
ber erhalten. Vor dem Arbeits-
gericht schlossen die Einzelhan-
delskauffrau und ihr Arbeitgeber 
sodann einen Vergleich, in dem 
„eine Entschädigung gem. § 15 
AGG“ i.H.v. 10.000 € vereinbart 
und das Arbeitsverhältnis ein-
vernehmlich beendet wurde. Das 
Finanzamt sah in der Zahlung 
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Häusliches Arbeitszimmer 
bei Nutzung durch mehrere 
Personen

Der BFH hat in Änderung 
seiner Rechtsprechung ent-
schieden, dass bei Nutzung ei-
nes häuslichen Arbeitszimmers 
durch mehrere Personen jeder 
Nutzende die von ihm getrage-
nen Kosten steuerlich geltend 
machen kann (subjektbezogene 
Auslegung).

Ein Lehrerehepaar nutzte ge-
meinsam ein in ihrem Einfa-
milienhaus gelegenes häusliches 
Arbeitszimmer mit  einer Größe 
von ca. 26 qm. Das Einfamili-
enhaus gehörte ihnen jeweils 
zur Hälfte. Die auf das häusli-
che Arbeitszimmer entfallen-
den Kosten betrugen jeweils ca. 
2.800 €. Das Finanzamt berück-
sichtigte die Kosten für das Ar-
beitszimmer jeweils nur in Höhe 
des Höchstbetrags von 1.250 € 
und ordnete diesen Betrag den 

Eheleuten je zur Hälfte zu. Das 
Finanzgericht wies die dage-
gen gerichtete Klage ab. Der 
Höchstbetrag sei objektbezogen 
und nicht personenbezogen zu 
berücksichtigen.

Der BFH hob das Urteil auf. Die 
Aufwendungen für ein häusli-
ches Arbeitszimmer seien bis 
zum Höchstbetrag von 1.250€ 
abziehbar, wenn dem Steuer-
pflichtigen für die betriebliche/
berufliche Tätigkeit kein ande-
rer Arbeitsplatz zur Verfügung 
stehe. Die Abzugsvorausset-
zungen hätten bei beiden Ehe-
leuten vorgelegen, da  ihnen als 
Lehrer kein anderer Arbeitsplatz 
für ihre berufliche Tätigkeit zur 
Verfügung gestanden habe. In 
einem solchen Fall könne jeder 
der Nutzenden seine Kosten gel-
tend machen. Für diese Ausle-
gung würde bereits der Wortlaut 
sprechen. Es sei personenbezo-
gen auf die Ausgaben des einzel-
nen Steuerpflichtigen abzustel-

len und nicht auf das Objekt der 
Abzugsbeschränkung. Dem Ge-
setzeswortlaut sei nicht zu ent-
nehmen, dass der Abzugsbetrag 
von 1.250 € nur bei alleiniger 
Nutzung des Arbeitszimmers 
in voller Höhe zustehen solle. 

Hinweis:
Mit dieser Entscheidung wich 
der VI. Senat des BFH von der 
bisherigen Rechtsprechung des 
IV. Senats ab. In Abstimmung 
mit diesem vertritt der BFH je-
doch nunmehr die Auffassung, 
dass der Höchstbetrag jedem 
Steuerpflichtigen zusteht, der 
die persönlichen Voraussetzun-
gen erfüllt, die Aufwendungen 
für das  Arbeitszimmer trägt und 
darin einen eigenen Arbeitsplatz 
hat.

Quelle: BFH-Urteil vom 15. Dezem-
ber 2016, VI R 53/12, NWB Dok-ID: 
PAAAG-38327 
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gestellt, den er auch zu priva-
ten Zwecken nutzen durfte. 
Der hierin liegende geldwerte 
Vorteil wurde für das Streitjahr 
2014 zunächst nach der sog.  
1 %-Methode mit 433 €/Monat 
versteuert. Im Rahmen seiner 
Einkommensteuerveranlagung 
2014 begehrte er die Kürzung 
seines Arbeitslohnes um 2.165€ 
(5 Monate à 433 €), da er den 
Firmenwagen für fünf Monate 
aufgrund einer Fahruntüchtig-
keit infolge eines Hirnschlags 
nicht habe nutzen können und 
dürfen. Für die Zeit des Fahrver-
botes dürfe keine Besteuerung 
erfolgen, da überhaupt kein Vor-
teil entstanden sei und mithin 
kein fiktiver Arbeitslohn vorlie-
ge. Nach der Vereinbarung mit 
seinem Arbeitgeber sei die Nut-
zung des Fahrzeugs bei nicht 
auszuschließender Fahruntüch-
tigkeit (durch Alkohol, Medika-
mente oder Krankheit) untersagt 
und das Fahrzeug dürfe auch nur 
in dringenden betrieblichen Fäl-
len an Dritte überlassen werden. 
Tatsächlich sei das Fahrzeug 
auch nicht von Dritten genutzt 
worden.

Das Finanzgericht gab der Kla-
ge im Wesentlichen statt. Für 
die Monate März bis Juni 2014 
(4 Monate à 433 €) sei kein 
Nutzungsvorteil zu erfassen. 
Zwar sei es nach der neueren 
BFH-Rechtsprechung für die 
Besteuerung des Nutzungsvor-
teils grundsätzlich unerheblich, 
ob der Arbeitnehmer den Be-
weis des ersten Anscheins für 
eine private Nutzung entkräften 
kann. Damit seien jedoch nicht 
die Fälle gemeint, in denen „der 
Steuerpflichtige zur privaten 
Nutzung des betrieblichen Fahr-

ziehungen zu andern Partnern 
habe es nie gegeben. Außerdem 
plane man wieder zusammenzu-
ziehen.

Nachdem das Gericht den Sohn 
als Zeugen vernommen hatte, 
kam es nach dem Gesamtbild 
der Verhältnisse  zu dem Ergeb-
nis, dass die Voraussetzungen für 
eine Zusammenveranlagung ge-
geben seien.

Häuslich getrenntes Zusam-
menleben sei in der heutigen 
Zeit durchaus üblich. Die per-
sönliche und wirtschaftliche 
Gemeinschaft sei trotz räum-
licher Trennung aufrechterhal-
ten geblieben, da gemeinsame 
Familienausflüge stattgefunden 
hätten, deren Kosten, genau wie 
der Kindesunterhalt von beiden 
Eheleuten gemeinsam bestritten 
wurden. Hierfür spreche auch, 
dass es geplant sei wieder zu-
sammenzuziehen.

 
Hinweis:
Die Richter sahen es zudem als 
unschädlich an, dass die Eheleu-
te getrennt wirtschafteten und 
jeweils eigene Konten unterhiel-
ten. Dies sei auch bei zusam-
menlebenden Ehegatten üblich.

Quelle: FG Münster, Urteil vom 22. 
Februar 2017, 7 K 2441/15 E, www.fg-
muenster.nrw.de

 
1 %-Regelung in Zeiten der 
Fahruntüchtigkeit?

Einem Steuerpflichtigen wur-
de von seinem Arbeitgeber ein 
Firmenwagen zur Verfügung 

Zusammenveranlagung trotz 
langjähriger räumlicher Tren-
nung

Das Finanzgerichts Münster hat 
entschieden, dass auch langjäh-
rig (räumlich) getrennt lebende 
Ehegatten zusammen zur Ein-
kommensteuer veranlagt werden 
können.

Eine als Ärztin tätige Steuer-
pflichtige und ihr Ehemann 
waren seit 1991 verheiratet. Im 
Jahr 2001 zog die Steuerpflich-
tige mit dem gemeinsamen 
zehnjährigen Sohn aus dem bis 
dahin gemeinsam bewohnten 
Einfamilienhaus zunächst in 
eine Mietwohnung und später in 
eine Eigentumswohnung. Nach-
dem das Finanzamt die Eheleu-
te zunächst zusammenveranlagt 
hatte, gelangte es nach einer 
Betriebsprüfung bei der Steu-
erpflichtigen zu der Auffassung, 
dass die Voraussetzungen hierfür 
nicht mehr vorlägen und veran-
lagte die Eheleute nunmehr ein-
zeln zur Einkommensteuer.

Hiergegen wandten die Eheleu-
te ein, dass sie lediglich räumlich, 
nicht aber persönlich und geistig 
getrennt lebten. Der Auszug der 
Ehefrau sei durch die schwierige 
familiäre Situation mit der im 
selben Haus lebenden pflegebe-
dürftigen Mutter des Eheman-
nes begründet gewesen. Beide 
Eheleute hätten sich weiterhin 
regelmäßig abends und an Wo-
chenenden getroffen und ge-
meinsame Ausflüge, Urlaube 
und sonntägliche Kirchenbesu-
che unternommen.

Der Unterhalt des Sohnes werde 
gemeinsam bestritten und Be-
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zeugs nicht (länger) befugt ist”. 
Unter welchen Bedingungen 
und in welchem Umfang ein Ar-
beitnehmer befugt ist, einen Fir-
menwagen zu nutzen, richte sich 
nach den zwischen  dem Arbeit-
geber und dem Arbeitnehmer 
getroffenen Vereinbarungen. 
Bis zum Bestehen der erneuten 
Fahrprüfung nach der Erkran-
kung am 29. Juli 2014 habe eine 
Fahruntüchtigkeit nicht mit Si-
cherheit ausgeschlossen werden 
können, mit der Folge, dass er 
den Firmenwagen nach der Ver-
einbarung mit seinem Arbeit-
geber bis dahin auch nicht habe 
nutzen dürfen - und zwar weder 
für berufliche noch für private 
Zwecke. Die Befugnis, den Wa-
gen zu nutzen, sei vollständig 
entfallen. Auch Dritte seien zur 
privaten Nutzung nicht  befugt 
gewesen und es sei nicht ersicht-
lich, dass eine vertragswidrige 
Nutzung stattgefunden habe.

 
Hinweis:
Für die Monate Februar und Juli 
sei ein Nutzungsvorteil aber zu 
erfassen, weil der Steuerpflich-
tige den Firmenwagen bis zur 
Erkrankung am 23. Februar 
2014 und ab Bestehen der Fahr-
prüfung am 29. Juli 2014 unein-
geschränkt nutzen konnte. Ein 
Nutzungsvorteil sei für jeden 
angefangen Kalendermonat mit 
dem vollen Betrag von 1 % des 
Bruttolistenpreises zu erfassen. 
Eine zeitanteilige Aufteilung 
findet nach herrschender Auf-
fassung nicht statt.
Nach diesem Urteil dürfte nichts 
anderes für vergleichbare, die 
Fahrtüchtigkeit einschränkende 
Erkrankungen (z.B. ein Gips-
bein) gelten. Wenn das gewollt 

ist, ist es sicherlich sinnvoll, ein 
Privatnutzungsverbot in die 
entsprechenden arbeitsvertragli-
chen Regelungen aufzunehmen.

Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 24. 
Januar 2017, 10 K 1932/16 E, NWB Dok-
ID: IAAAG-38578

Realisation eines Veräuße-
rungsverlusts bei Ratenzah-
lung

Eine Grundstücksgemeinschaft 
erwarb in 1998 Miteigentum-
santeile an Grundstücken für 
rund 231.000 €. In  2007 wur-
den die Grundstücke verkauft, 
wobei auf diese Anteile ein 
Kaufpreis von 125.000 € entfiel. 
Von dem vereinbarten Kauf-
preis wurden 50.000 € auch in 
2007 gezahlt. Die Restbeträ-
ge wurden in 2008 (9.000 €) 
und 2009 (66.000 €) beglichen. 
Dem anteiligen Kaufpreis von  
125.000 € stand ein Buchwert 
von 192.000€ (Anschaffungs-
kosten abzgl. Abschreibun-
gen von 39.000 €) gegenüber, 
so dass sich der Gesamtverlust 
aus diesem Grundstücksge-
schäft auf 67.000 € belief. Die 
Grundstücksgemeinschaft ging 
davon aus, dass sich der Ver-
äußerungsverlust für 2007 in 
Höhe des Buchwertes (192.000 
€) abzüglich der erhaltenen 
Teilzahlung von 50.000 € erge-
be und von daher mit 142.000 
€ zu berücksichtigen sei. Die in 
den Folgejahren 2008 und 2009 
vereinnahmten Kaufpreisraten 
würden demnach in diesen Jah-
ren zu Veräußerungsgewinnen 
in Höhe der Zahlungen führen. 
Das Finanzamt vertrat dage-

gen die Auffassung, der Verlust 
sei erst im Jahr der letzten Rate 
verwirklicht worden und daher 
erst in 2009 mit 67.000 € zu be-
rücksichtigen. Ebenso entschied 
das Finanzgericht und wies die 
Klage ab.

Der BFH sah dies jedoch anders. 
Für die Ermittlung des Gewinns 
oder Verlusts aus einem privaten 
Veräußerungsgeschäft sei der 
tatsächliche Veräußerungspreis 
maßgebend, unabhängig davon, 
wann er zu entrichten sei. Im 
Streitfall sei der Gesamtverlust 
in Höhe von 67.000 € unstrit-
tig. Für welches Kalenderjahr 
der Gewinn oder Verlust aus 
dem privaten Veräußerungs-
geschäft erfasst werde, sei ge-
mäß der BFH- Rechtsprechung 
nach dem Zufluss des Veräuße-
rungserlöses zu beurteilen. Bei 
zeitlicher Streckung des Veräu-
ßerungserlöses werde der Ver-
äußerungspreis daher in meh-
reren Veranlagungszeiträumen 
erfasst. In Verlustfällen entstehe 
insofern mit dem Zufluss des je-
weiligen Teilbetrags der Verlust 
anteilig und falle entsprechend 
nach dem Verhältnis der Teil-
zahlungsbeträge zum Gesamt-
veräußerungserlös in den jewei-
ligen Veranlagungszeiträumen 
der Zahlungszuflüsse an.

Der BFH ordnete die Änderung 
der angefochtenen Verlustfest-
stellung dahingehend an, als 
dass für das Jahr 2007 ein Ver-
lust i.H.v. 26.900 € festzustellen 
war. Der in 2007 zugeflossene 
Teilzahlungsbetrag von 50.000 
€ entspreche einem Anteil von 
40 % des Veräußerungserlöses 
von 125.000 €, so dass der Ver-
lustanteil für 2007 entsprechend 
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26.900 € (40 % von 67.000 €) 
betrage. Dementsprechend sei 
der Verlustanteil in 2008 in 
Höhe  von 4.800 € (7 %) und 
in 2009 in Höhe von 35.400 €  
(53 %) anzusetzen.

Hinweis:
Der BFH hat in dem Urteil auch 
auf die in der Literatur unter-
schiedlichen Meinungen hin-
gewiesen. Im Urteilsfall vertrat 
er jedoch die Auffassung, dass 
mit dem veranlagungsbezoge-
nen Ausgleich zwischen den er-
wirtschafteten Einnahmen und 
den aufgewandten anteiligen 
Ausgaben eine dem Prinzip der 
finanziellen Leistungsfähigkeit 
folgende periodengerechte Leis-
tungsfähigkeitsbemessung nach 
dem objektiven Nettoprinzip 
eintritt.
Dies gelte nicht bei der Veräu-
ßerung von Beteiligungen, da 
der Gewinn oder Verlust daraus 
zu den Einkünften aus Gewer-
bebetrieb gehöre, für die nicht 
das Zuflussprinzip, sondern die 
Stichtagsbewertung auf den 
Zeitpunkt der Gewinn- oder 
Verlustentstehung maßgebend 
sei.

Quelle: BFH-Urteil vom 6. Dezem-
ber 2016, IX R 18/16, NWB Dok-ID: 
WAAAG-40817 
 
 
 
Aufteilung des Behinderten-
Pauschbetrags

Mit dem Steuervereinfachungs-
gesetz  2011  erfolgte  der  Wechsel  
von  der  „getrennten  Veranla-

Dem widersprach das Finanz-
gericht und gab der Klage statt. 
Auch mit der Neuregelung der 
Ehegattenveranlagung und der 
damit verbundenen „Systemum-
stellung“ von der getrennten Ver-
anlagung zur Einzelveranlagung 
von Ehegatten sei eine Auftei-
lung von außergewöhnlichen 
Belastungen grundsätzlich mög-
lich. Dies gelte auch für das neue 
Recht. Denn unter die außerge-
wöhnlichen Belastungen fielen 
von Gesetzes wegen auch sol-
che Aufwendungen, die – unter 
näher bestimmten gesetzlichen 
Voraussetzungen – ohne Einzel-
nachweis als Pauschbeträge gel-
tend gemacht werden könnten. 
Mit der Gesetzesänderung sollte 
lediglich die bisherige Möglich-
keit der freien „steueroptimalen 
Zuordnung“ bestimmter Kosten 
bei der Einzelveranlagung von 
Ehegatten entfallen.

 
Hinweis:
Das Urteil richtet sich gegen die 
derzeit gültige Verwaltungsauf-
fassung und auch gegen herr-
schende Literaturmeinung. Die 
Richter haben dieser ausdrück-
lich widersprochen. Es bleibt 
daher abzuwarten, wie der BFH 
die Regelung auslegen wird. Ge-
gen die Entscheidung hat das 
Finanzamt Revision eingelegt.
 
 
Quelle: Thüringer FG, Urteil vom 1. 
Dezember 2016 1 K 221/16, Revision 
eingelegt (Az. des BFH: III R 2/17), EFG 
2017 S. 405

gung“  zur „Einzelveranlagung“ 
von Ehegatten. Seither gilt, dass 
bei Ehegatten, die die Einzel-
veranlagung anstatt der Zu-
sammenveranlagung wählen, 
die Sonderausgaben, die außer-
gewöhnlichen Belastungen und 
die Steuerermäßigungen bei 
Aufwendungen für haushalts-
nahe Beschäftigungsverhältnis-
se und Dienstleistungen dem-
jenigen Ehegatten zugerechnet 
werden, der die Aufwendungen 
wirtschaftlich getragen hat. Es 
besteht jedoch die Möglich-
keit, dass auf übereinstimmen-
den Antrag der Ehegatten diese 
Aufwendungen jeweils zur Hälf-
te abgezogen werden.

Ein Steuerpflichtiger war ver-
heiratet und beantragte bei der 
Veranlagung der Einkommen-
steuer 2014 die Einzelveran-
lagung. Übereinstimmend mit 
seiner Ehefrau stellte er u.a. 
den Antrag, den Behinderten- 
Pauschbetrag seiner Ehefrau 
hälftig aufzuteilen. Das Fi-
nanzamt lehnte die Aufteilung 
ab und begründete dies damit, 
dass eine hälftige Aufteilung 
des Behinderten-Pauschbetra-
ges auf die Ehegatten nach ak-
tueller Rechtslage nicht mehr 
möglich sei. Der Betrag stelle 
keine „Aufwendungen“ dar und 
falle deshalb nicht unter die 
entsprechende Regelung. Der 
Behinderten-Pauschbetrag sei 
an persönliche Voraussetzungen 
gekoppelt, die im vorliegenden 
Fall nur die Ehefrau erfülle. Der 
Pauschbetrag werde bei der Ein-
zelveranlagung daher auch nur 
bei ihr berücksichtigt.
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Steuerhaftung: Vorstand kann 
seine steuerlichen Pflichten 
nicht delegieren

Der vertretungsberechtigte Vor-
stand kann sich seiner steuerli-
chen Pflichten - und damit der 
Haftung - nicht durch eine Be-
vollmächtigung anderer Perso-
nen entledigen.

Das stellt ein Urteil des Fi-
nanzgericht des Saarlandes klar 
(7.12.2016, 2 K 1072/14.). Die 
Vorstandsvorsitzende eines Ver-
eins hatte dem Schatzmeister 
uneingeschränkte Vollmacht er-
teilte, die Geschäfte des Vereins 
an ihrer Stelle zu führen.

In der Folge verwendete der Ver-
ein einen Großteil der Spenden-
einnahmen für satzungsfremde 
Zwecke. Das Finanzamt entzog 
die Gemeinnützigkeit und erließ 
für drei Jahre Bescheide über 
Körperschaftsteuer, Umsatzsteu-
er und Solidaritätszuschlag. Da 
der Verein die Steuerforderung 
nicht erfüllen konnte, erging 
gegen die Vorsitzende ein Haf-
tungsbescheid. Dagegen klag-
te sie mit dem Argument, die 
zweckwidrige Verwendung der 
Spenden sei ihr nicht anzulasten, 
sondern dem Schatzmeister. 

Keine Haftungsfreistellung 
durch Bevollmächtigung
 Das sah das Finanzgericht an-
ders. Eine Haftung der Vor-
sitzenden ergebe sich aus § 69 
Satz1 Abgabenordnung. Sie 
habe als gesetzliche Vertreterin 
des Vereins ihre Pflichten zu-
mindest grob fahrlässig verletzt.

Die Verantwortung für die Er-
füllung der steuerlichen Pflich-
ten ergab sich aus ihrer Stellung 
als Erste Vorsitzende. Dieser 
Pflicht konnte sie nicht durch 
die Überlassung der Geschäfts-
führung durch eine umfassende 
Vollmacht entziehen. Sie kann 
sich nicht darauf berufen, dass 
der Kassierer von ihr eine Gene-
ralvollmacht erhalten hatte und 
als faktischer Vorsitzender agier-
te. Das gilt allein schon deswe-
gen, weil eine solche Vollmacht 
zivilrechtlich nicht wirksam ist. 
Der vollständige Entzug der 
Vertretungsmacht des Vorstands 
ist nämlich vereinsrechtlich aus-
geschlossen.

Die Vorsitzende kann sich auch 
nicht damit entlasten, dass der 
Kassierer faktischer Vorsitzender 
gewesen sei. Wäre sie nämlich 
nicht in der Lage gewesen, sich 
innerhalb des Vereins durchzu-
setzen und ihrer Rechtsstellung 
gemäß zu handeln, hätte sie als 
Vereinsvorsitzende bereits früher 
zurücktreten müssen und nicht 
im Rechtsverkehr den Eindruck 
erwecken dürfen, als sorge sie für 
die ordnungsgemäße Abwick-
lung der Geschäfte.

Grobe Fahrlässigkeit
Eine Steuerhaftung nach § 69 
AO setzt grobe Fahrlässigkeit 
oder Vorsatz voraus. Das Ge-
richt sah mindestens eine grobe 
Fahrlässigkeit. Die Vorsitzende 
handelte grob fahrlässig, weil sie 
die Sorgfalt, zu der sie nach den 
Umständen und ihren persönli-
chen Kenntnissen und Fähigkei-
ten verpflichtet und imstande ist, 
in ungewöhnlich hohem Maße 

außer Acht gelassen hat. Sie 
musste gewusst haben, dass sie 
sich ihren steuerlichen Pflichten 
nicht durch eine „Generalvoll-
macht“ entziehen konnte, son-
dern sie persönlich wahrzuneh-
men musste. Dies war zudem 
Thema einer Besprechung mit 
dem Finanzamt gewesen, an der 
sie teilgenommen hatte.

Für das Gericht war auch nicht 
ersichtlich, dass sie zumindest 
die Tätigkeit des Kassierers 
überwacht und kontrolliert hätte.

Vorsicht bei Übertragung der 
steuerlichen Aufgaben
Solche Fälle, in denen der (eh-
renamtliche) Vorstand, die steu-
erlichen Aufgaben auf einen 
(hauptamtlichen) Geschäftsfüh-
rer übertragt, sind in Vereinen 
gängig. Die Erfüllung der steu-
erlichen Pflichten bleibt in beim 
Vorstand, weil das Vereinsrecht 
eine Gesamtvollmacht nicht 
kennt. Das gilt auch für einen 
als besonderen Vertreter im Ver-
einsregister eingetragenen Ge-
schäftsführer.

Es bleibt hier also im unbeding-
ten Eigeninteresse des Vorstands, 
die Tätigkeit des Geschäfts-
führers laufend zu überwachen. 
Macht der Vorstand das nicht, 
handelt er regelmäßig nicht grob 
fahrlässig. Damit ist die Voraus-
setzung für eine Steuerhaftung 
nicht erfüllt.
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Elektronische Spendenbe-
scheinigungen

Die zunehmende Technisierung 
und Digitalisierung aller Le-
bensbereiche zieht nun auch eine 
Modernisierung der Abläufe des 
bestehenden Spendennachweis-
verfahrens nach sich.

Mit dem Gesetz zur Moderni-
sierung des Besteuerungsver-
fahrens wurde festgelegt, dass 
Spendenbescheinigungen (Zu-
wendungsbestätigung) nach 
amtlich vorgeschriebenem Mus-
ter in Form von schreibgeschütz-
ten Dateien übermittelt werden 
können. Hierzu hat sich die Fi-
nanzverwaltung in einem neuen 
BMF-Schreiben geäußert.

Zuwendungsempfänger können 
künftig die maschinell erstell-
ten Spendenbestätigungen auf 
elektronischem Weg in Form 
schreibgeschützter Dokumen-
te an die Spender übermitteln. 
Voraussetzung dafür ist, dass 
der Zuwendungsempfänger sei-
nem zuständigen Finanzamt 
die Nutzung eines Verfahrens 
zur maschinellen Erstellung von 
Zuwendungsbestätigungen an-
gezeigt hat.

Für die Abzugsberechtigung ist 
es dann unerheblich, dass der 
Zuwendungsempfänger den 
Ausdruck des entsprechenden 
Dokuments nicht selbst über-
nimmt, sondern dem Zuwen-
denden überlässt.

Verfahren übermitteln können, 
ohne dass dem Finanzamt noch 
Belege zugesendet werden müs-
sen. Die Spendenbescheinigun-
gen sind bis zum Ablauf eines 
Jahres nach Bekanntgabe der 
Steuerfestsetzung aufzubewah-
ren, wenn diese dem Finanzamt 
nicht auf Verlangen vorgelegt 
wurden. Sollte das Finanzamt 
Spendenbescheinigungen anfor-
dern, können diese dann auch 
per E-Mail an die Finanzver-
waltung gesendet werden.
Weiter besteht die Möglich-
keit, dass der Steuerpflichtige 
den Zuwendungsempfänger 
berechtigt, die Zuwendungs-
bestätigung elektronisch an das 
Finanzamt zu übermitteln. Der 
Steuerpflichtige hat dem Zu-
wendungsempfänger zu diesem 
Zweck seine Identifikations-
nummer mitzuteilen. Der Zu-
wendungsempfänger hat darauf 
hinzuweisen, dass die Daten 
an das Finanzamt übermittelt 
wurden. In diesem Fall müs-
sen die Spendenbestätigungen 
dann nicht vom Steuerpflichti-
gen aufbewahrt werden, da diese 
dem Finanzamt durch die Da-
tenübermittelung des Zuwen-
dungsempfängers vorliegen.

Quelle: BMF-Schreiben vom 6. Februar 
2017, IV C 4 - S 2223/07/0012, NWB 
Dok-ID: MAAAG-37583

Hinweis:
Gemeinnützigen Organisa-
tionen ist damit für ab dem 
1.1.2017 zufließende Spen-
den freigestellt, wie sie künftig 
Spendenbestätigungen übermit-
teln wollen. Eine Übermittlung 
mit Brief bleibt nach wie vor 
möglich. Die Übermittlung per 
E-Mail kommt als rasches und 
effizientes Mittel der Kommuni-
kation hinzu.
Die auf elektronischem Weg 
übermittelten Zuwendungsbe-
stätigungen werden in der Praxis 
oftmals schreibgeschützte PDF-
Dateien sein. Auch diese müssen 
dem amtlich vorgeschriebenen 
Muster entsprechen. Damit 
bleibt die Form der Zuwen-
dungsbestätigung erhalten – le-
diglich der Weg der Übermitt-
lung ist unterschiedlich.
Weiter wurde mit dem Gesetz 
zur Modernisierung des Be-
steuerungsverfahrens aus der 
Belegvorlagepflicht für Spen-
denbescheinigungen eine Beleg-
vorhaltepflicht. Steuerpflichtige 
müssen dem Finanzamt ab dem 
Veranlagungszeitraum 2017 die 
Spendenbescheinigungen nicht 
mehr zusammen mit der Ein-
kommensteuererklärung ein-
reichen. Hierdurch soll erreicht 
werden, dass Steuerpflichtige 
ihre Einkommensteuererklä-
rung elektronisch im ELSTER-




